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Gemeindeverwaltungsverband Donaueschingen,  
Umweltbüro, 15.08.2024 
Stellungnahme 13. Änderung FNP 
 
A. Standort/Landschaftsbild 
 
Beim Solarpark „Waldhausen“ ist durch die Lage inner-
halb eines geschlossenen Waldgebietes kein weithin 
sichtbarer Eingriff in das Landschaftsbild zu erwarten. 
Eine Eingrünung ist vorgesehen. 
 
Für den Solarpark „Agri-PV Eichenhof“ ist von einem 
landschaftswirksamen Eingriff auszugehen. Ein Grün-
ordnungskonzept wurde unter Berücksichtigung der 
Belange des speziellen Artenschutzes (Feldlerche) er-
stellt. 
 
Aufgrund der deutlich höheren Flächeneffizienz von 
Solarenergie im Vergleich zum Anbau von Biomasse 
wird die Errichtung der Freiflächen-Solarparks befür-
wortet. Die Intensivierung der Nutzung von Dachflä-
chen im Siedlungsbereich, insbesondere auf gewerbli-
chen Flächen und Bestandsflächen, darf darüber je-
doch nicht vernachlässigt werden. 
 
B. Naturschutz + Bebauungsvorschriften 
Die Bewertung der Ausgestaltung des Solarparks er-
folgt im Rahmen der Stellungnahmen zu den Bebau-
ungsplänen. Gleiches gilt in Bezug auf die Vereinbar-
keit mit dem Vogelschutzgebiet „Baar“. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung. Dies liegt jedoch nicht 
im Wirkungsbereich des Bebauungs-
planes. 
 
 
 
 
 
(Abwägung siehe dort) 

 
2 

 
Stadt Donaueschingen 
SG 41 Planung 
 
Keine Stellungnahme 
 

 

 
3/4 

 
Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis 
Baurechts- und Naturschutzamt 26.08.2024 
 

Vielen Dank für die Beteiligung im o.g. Verfahren.  

Zu den beiden Vorhaben haben wir bereits im Rahmen 
der Offenlage zum Bebauungsplan „Solarpark Agri-

Photovoltaik Eichenhof“ sowie zum Bebauungsplan 

„Solarpark Waldhausen“ mit Schreiben vom 
15.08.2024 Stellung genommen. Die dort bereits for-

mulierten Hinweise sind auch im Zuge der angestreb-
ten Änderung des Flächennutzungsplans zu berück-

sichtigen.  

Wir bitten Sie, diese Stellungnahme im weiteren Ver-
fahren zu berücksichtigen und uns über das 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, Zustimmung (s.u.) 
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Abwägungsergebnis zu informieren. Nach Abschluss 

des Verfahrens bitten wir Sie, uns das Inkrafttreten des 
Flächennutzungsplanes mitzuteilen und uns eine end-

gültige Fassung des Flächennutzungsplans in digitaler 

Form zuzusenden (naturschutz@lrasbk.de). 
 
 
Stellungnahme Bpl. „Solarpark Waldhausen“ vom 
15.08.2024 
 
Durch den Bebauungsplan „Solarpark Waldhausen“ in 
der Gemeinde Bräunlingen soll die Realisierung einer 
Freiflächen-Photovoltaikanlage im Ortsteil Waldhau-
sen auf einer Fläche von ca. 16 ha ermöglicht werden. 
Der Planungsbereich befindet sich innerhalb des Vo-
gelschutzgebiets „Baar“ sowie innerhalb des Natur-
parks „Südschwarzwald“.  
Der Bebauungsplan wird im Regelverfahren mit Flä-
chennutzungsplanänderung im Parallelverfahren auf-
gestellt. Den Planunterlagen liegt ein Umweltbericht 
mit Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung sowie arten-
schutzrechtlicher Relevanzabschätzung (ARCUS Ing.-
Büro, 27.04.2024) und eine Natura2000-Verträglich-
keitsprüfung (ARCUS Ing.-Büro, 27.04.2024) als Ent-
wurf bei.  
 
Umweltbericht:  
Die Vermeidungs- und Ausgleichmaßnahmen M1 bis 
M8 werden begrüßt. Der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzie-
rung im Schutzgut Pflanzen und Biotope wird zuge-
stimmt.  
 
Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag:  
Die UNB begrüßt, dass für den Rotmilan, für den durch 
die Planung ein essentielles Nahrungshabitat verloren 
geht, CEF-Maßnahmen geplant wurden, wie im Rah-
men der frühzeitigen Beteiligung gefordert.  
 
Natura2000-Verträglichkeitsprüfung:  
Der Forderung der UNB im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung, eine vollumfängliche Natura2000-Prüfung 
durchzuführen, wurde nachgekommen. Den vorha-
benbezogenen Maßnahmen zur Schadensbegren-
zung, um Nahrungshabitat für Rot- und Schwarzmilan 
aufzuwerten, wird in Art und Umfang zugestimmt. Die 
Maßnahmen wurden im Vorfeld mit der Unteren Natur-
schutzbehörde abgesprochen.  
 
Sonstiges:  
Für die Schadensbegrenzungsmaßnahmen (CEF-
Maßnahmen für den Rotmilan), die auf den Flurstü-
cken 203, 209 sowie 210 der Gemarkung Waldhausen 
geplant sind, muss ein öffentlich-rechtlicher Vertrag 
mit dem Solarparkbetreiber geschlossen werden. So 

 
 
 
Kenntnisnahme, Zustimmung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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kann sichergestellt werden, dass die Flächen während 
der Laufzeit des Solarparks als CEF-Maßnahmen für 
den Rotmilan erhalten bleiben.  
Wir bitten Sie, unsere Stellungnahme im weiteren Ver-
fahren zu berücksichtigen.  
 
Stellungnahme Bpl „Solarpark Agri-PV Eichenhof“ 
15.08.2024 
 
Durch den Bebauungsplan „Solarpark Agri-PV Eichen-
hof“ in der Gemeinde Bräunlingen soll die Realisierung 
einer Agri-Photovoltaikanlage auf einer Fläche von ca. 
21 ha ermöglicht werden. 
Den Planunterlagen liegen ein Umweltbericht inkl. Ein-
griffs- und Ausgleichsbilanzierung (ARCUS Ing.-Büro, 
12.06.2024) als Entwurf, ein Artenschutzbericht (AR-
CUS-Ing.-Büro, 27.06.2023) und eine Natura2000-
Vorprüfung (ARCUS-Ing.-Büro, 01.03.2024) bei. 
Der Planungsbereich befindet sich innerhalb des Vo-
gelschutzgebiets „Baar“ sowie innerhalb des Natur-
parks „Südschwarzwald“. Außerdem sind auf dem 
Plangebiet zwei Teilflächen des geschützten Biotops 
„Feldhecken Rauschachen“ ausgewiesen. 
 
Umweltbericht: 
Die UNB begrüßt, dass die zwei kleinen Hecken, die 
zu dem geschützten Hecken-komplex „Feldhecken 
Rauschachen“ (Biotop-Nr. 180163265065) gehören, 
durch die Planung nicht beeinträchtigt werden. 
Der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung im Schutzgut Bi-
otope wird zugestimmt. 
Artenschutzbericht: 
Zum Artenschutzbericht hat sich die Untere Natur-
schutzbehörde bereits zum Zeitpunkt der frühzeitigen 
Beteiligung abschließend geäußert. 
Natura2000-Vorprüfung: 
Die Untere Naturschutzbehörde begrüßt, dass die 
Mopsfledermaus in der Natura2000-Vorprüfung mit 
auf-genommen wurde, wie im Rahmen der frühzeiti-
gen Beteiligung angeregt. 
Ebenfalls in die Natura2000-Vorprüfung mit aufgenom-
men wurde die Einschätzung der KNE, dass es durch 
die großen Abstände der Modulreihen (mindestens 10 
Meter) zu keinem Verlust des Nahrungshabitats für die 
Milane kommt. Dies wird ebenfalls begrüßt. 
 
Sonstiges: 
Für die CEF-Maßnahmen für die Feldlerche, die auf 
den Flurstücken 1647, 1654, 1849 sowie 2188 der Ge-
markung Bräunlingen geplant sind, muss ein öffent-
lich-rechtlicher Vertrag mit dem Solarparkbetreiber ge-
schlossen werden. So kann sichergestellt werden, 
dass die Flächen während der Laufzeit des Solarparks 

 
Es wird eine öff.-rechtl. Vertrag für die 
CEF-Maßnahmen geschlossen. 
 
Zustimmung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme, s. dort 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird eine öff.-rechtl. Vertrag für die 
CEF-Maßnahmen geschlossen. 
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als CEF-Maßnahmen für die Feldlerche erhalten blei-
ben. 
 
Wir bitten Sie, unsere Stellungnahme im weiteren Ver-
fahren zu berücksichtigen. 
 

 
 
 
Zustimmung 
 

 
5 

 
Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis 
Amt für Umwelt, Wasser- und Bodenschutz, 
26.08.2024 

 
Vielen Dank für die Beteiligung im Zusammenhang mit 
dem o.g. Vorhaben (Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 
3 BauGB). 
Da alle für uns relevanten Belange im Rahmen der pa-
rallel laufenden Bebauungsplanverfahren „Solarpark 
Waldhausen“ und „Solarpark Agri-Photovoltaik Ei-
chenhof“ berücksichtigt werden können, verweisen wir 
auf die dortigen Stellungnahmen des Amtes für Um-
welt, Wasser- und Bodenschutz vom 26.08.2024 bzw. 
die folgenden Ausführungen zur FNP-Änderung. 
Nach Abschluss des Verfahrens bitten wir Sie, uns das 
Inkrafttreten des Flächennutzungsplanes mitzuteilen 
und uns eine endgültige Fassung des Flächennut-
zungsplanes in digitaler Form zuzusenden (wasser-
amt@lrasbk.de). 
 
Stellungnahme zum Bpl „Solarpark Waldhausen“ 
vom  26.08.2024 
 
Zum Bebauungsplanvorhaben „Solarpark Waldhau-
sen“ nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Zum oben genannten Bebauungsplanvorhaben haben 
wir bereits im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung mit 
Schreiben vom 11.12.2023 Stellung genommen. Die 
von uns geäußerten Belange sind in der aktuellen Fas-
sung weitgehend berücksichtigt. Einzelne Hinweise 
sowie im Weiteren zu berücksichtigende Punkte haben 
wir nachfolgend nochmals aufgeführt: 
 
Abwasser 
Wir begrüßen, dass anfallendes Niederschlagwasser 
versickert werden soll. 
Wir weisen darauf hin, dass bei der Vorgabe der Ver-
sickerung im Rahmen der Bebauungsplanaufstellung 
geprüft werden sollte, dass diese Versickerung auch 
möglich ist. Gemäß dem Urteil vom OVG NRW (AZ 2 
D 109/20) muss eine Bebauungsplanung eine für Ge-
sundheit und Eigentum der Planbetroffenen sichere 
Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung bein-
halten. Ansonsten kann ein Bebauungsplan unwirk-
sam werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
In dem Solarpark fällt kein Schmutz-
wasser an. Ein Schmutzwasserkanal 
ist daher nicht vorgesehen. 
Aufgrund der sehr geringen Boden-
versiegelung wird die potentielle Ver-
sickerungsfläche kaum verkleinert, 
d.h. am Ist-Zustand wird hinsichtlich 
der vorhandenen breitflächigen Ver-
sickerungsfläche nichts verändert. 

mailto:wasseramt@lrasbk.de
mailto:wasseramt@lrasbk.de
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Für die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswas-
ser, das nicht den Anforderungen der erlaubnisfreien 
Beseitigung gemäß § 2 der Niederschlagswasserver-
ordnung unterfällt, ist eine wasserrechtliche Erlaubnis 
erforderlich. Im Falle der Erlaubnisfreiheit ist die Nie-
derschlagswasserbeseitigung von bebauten oder be-
festigten Flächen > 1200 m² der unteren Wasserbe-
hörde anzuzeigen. 
Eine dezentrale Bewirtschaftung kann entweder durch 
eine Versickerung über eine mindestens 30 cm starke 
belebte Bodenzone, Versickerung über technische An-
lage (Vorbehandlung und Rigolen) die direkte ortsnahe 
Gewässereinleitung (ggf. gepuffert) oder eine Kom-
bilösung erfolgen. Für stark beanspruchte Flächen 
können weitergehende Anforderungen (Vorbehand-
lung) erforderlich sein. 
Anlagen zur Versickerung, Behandlung und Rückhal-
tung von Niederschlagswasser müssen den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik entsprechen. 
 
Wild abfließendes Niederschlagswasser bzw. Grund 
Wild abfließendes Niederschlagwasser und/oder 
Grundwasser, welches dem Plangebiet ggf. störend 
zufließen kann, darf weder der Misch- noch der 
Schmutzwasserkanalisation zugeleitet werden, son-
dern ist durch geeignete Maßnahmen möglichst orts-
nah zu bewirtschaften. Ggf. dafür notwendige Versi-
ckerungen sollen eine mindestens 30 cm mächtige be-
lebte Oberbodenzone aufweisen. Sofern eine Einlei-
tung ins Gewässer erforderlich ist, ist o.g. Arbeitshilfe 
(siehe Regenrückhaltung) zu beachten. 
Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers auf 
ein tiefer liegendes Grundstück darf nicht zum Nachteil 
eines höher liegenden Grundstücks behindert werden. 
Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf 
nicht zum Nachteil eines tiefer liegenden Grundstücks 
verstärkt oder auf andere Weise verändert werden (§ 
37 Abs.1 WHG). 
 
Starkregen / Sturzfluten aus dem Außenbereich 
Die Gemeinde Bräunlingen hat im Jahr 2021 für ihr ge-
samtes Gemeindegebiet ein Starkregenrisikomanage-
mentkonzept erstellen lassen. Gemäß den vorliegen-
den Starkregenrisikokarten können Teile des Plange-
biets bei Starkregenereignissen überflutet werden. 
Im Bebauungsplan sollen nach § 9 Abs.5 BauGB Flä-
chen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vor-
kehrungen gegen äußere Einwirkungen oder bei de-
nen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen ge-
gen Naturgewalten erforderlich sind, gekennzeichnet 
werden. 
Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB ist bei der Aufstellung 
von Bebauungsplänen die Vermeidung und Verringe-
rung von Hochwasserschäden zu berücksichtigen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden ergänzt, sofern 
erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden ergänzt, sofern 
erforderlich 
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Hierzu gehört auch das von Starkregen ausgehende 
Hochwasser. Daher sind entsprechende Schutzmaß-
nahmen im Rahmen der Erschließung vorzusehen. 
Entsprechend § 9 Abs. (1) Nr. 16 BauGB können Flä-
chen für den Starkregenschutz, z.B. für Rückhalt, Ab-
leitung, Versickerung etc. festgesetzt werden. 
Es ist im Interesse des Betreibers darauf zu achten, 
dass die Anlagen und Nebenanlagen mit elektrischen 
Bauteilen (Trafo-Station, Energiespeicher, etc.) nicht 
in den potentiellen von Starkregen verursachten Über-
flutungsbereichen geplant und errichtet werden. 
 
Bodenschutz  
Schutzgut Boden in der Umweltprüfung 
Die geplante Maßnahme stellt einen erheblichen Ein-
griff in das Schutzgut Boden dar. Infolge von baulichen 
Maßnahmen (Versiegelung, Bautätigkeiten etc.) wer-
den Flächen ihrer natürlichen Bodenfunktionen insbe-
sondere als Standort für Kulturpflanzen, als Aus-
gleichskörper im Wasserkreislauf und als Filter und 
Puffer für Schadstoffe sowie zur Grundwasserneubil-
dung entzogen. 
Den vorliegenden Umweltbericht haben wir diesbezüg-
lich geprüft. Die Ermittlung des Kompensationsbedarfs 
für das Schutzgut Boden ist aus unserer Sicht plausi-
bel. 
 
Flächenversiegelung 
Die Bodenversiegelung ist gemäß § 1a Abs. 2 BauGB 
sowie im Sinne der Erhaltung einer naturnahen klein-
räumigen Wasserbilanz auf das notwendige Maß zu 
beschränken. Dazu sind folgende Punkte zu beachten 
und im Bebauungsplan festzusetzen: 
- Die Erschließungsflächen (Straßen, Wege etc.) sind 
auf das technisch vertretbare Mindestmaß zu begren-
zen, um die Versiegelungsfläche zu minimieren. 
- Neben den Fahrbahnen sollen möglichst Grünstrei-
fen, Vegetationsflächen und Gehölzpflanzungen zur 
Erhöhung der Verdunstung und Versickerung angelegt 
werden. 
- Park-, Stellplatz- und Hofflächen sowie Zufahrts- und 
Gartenwege etc., bei denen eine Verunreinigung durch 
Lagerung/ Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, 
Fahrzeugreinigung/ -wartung o.ä. nicht zu erwarten ist, 
sind mit wasserdurchlässigen Belägen (z. B. Rasengit-
tersteine, Rasenfugenpflaster, breitfugiges Pflaster, 
Schotterrasen, Schotter- oder Kiesbeläge etc.), ggf. 
zusätzlich mit bewachsenen Versickerungsmulden, 
herzustellen. Für die Flächenbeläge ist ein Abflussbei-
wert von 0,5 oder weniger festzusetzen. 
 
Bodenschutzkonzept und Bodenkundliche Baube-
gleitung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der bei Starkregen gefährdete Be-
reich wird gekennzeichnet.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorgaben zur Flächenversiege-
lung wurden in den Textteil aufge-
nommen (s. Ziffer 2.2.1 Hinweise). 
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Gemäß § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlas-
tengesetz (LBodSchAG) ist bei Vorhaben, die auf mehr 
als 0,5 Hektar auf natürliche Böden einwirken, vom 
Vorhabenträger ein Bodenschutzkonzept zu erstellen. 
Beträgt die Fläche, auf der ein Vorhaben ausgeführt 
wird, mehr als 1,0 Hektar, so kann das Amt für Umwelt, 
Wasser- und Bodenschutz als zuständige Boden-
schutz- und Altlastenbehörde vom Vorhabenträger die 
Bestellung einer fachkundigen bodenkundlichen Bau-
begleitung verlangen, welche die Einhaltung der Vor-
gaben aus dem Bodenschutzkonzept überwacht. 
Erfahrungsgemäß wird bei Durchführung der vorgese-
henen baulichen Maßnahmen (Versiegelung, Erschlie-
ßungsarbeiten, flächenhafte Befahrung mit schwerem 
Gerät, Bodenumlagerungen etc.) im Bereich des ge-
samten Plangebietes (ca. 16 ha) auf natürliche Böden 
eingewirkt. 
Das Bodenschutzkonzept ist mit dem Bauantrag für die 
FFPV-Anlage vorzulegen. Die Anforderungen aus der 
DIN 19639 lassen sich für FFPV-Anlagen reduzieren. 
Wir empfehlen die inhaltlichen Anforderungen an das 
Bodenschutzkonzept frühzeitig mit der hiesigen Be-
hörde abzustimmen. Das Erfordernis eines Boden-
schutzkonzeptes für die FFPV-Anlage entspricht dem 
landesweit abgestimmten Vorgehen. 
 
Umgang mit Bodenmaterial 
Der Entwurf des Bebauungsplanes enthält bereits im 
Wesentlichen die zu beachtenden Vorgaben für den 
sachgerechten Umgang mit Bodenmaterial im Sinne 
des Bodenschutzes. Im Folgenden werden noch An-
passungen bzw. Ergänzungen angegeben: 
Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden, der bei der Er-
richtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei 
wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberflä-
che ausgehoben wird, in nutzbarem Zustand zu erhal-
ten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schüt-
zen. 
Das bei den Bautätigkeiten anfallende Bodenmaterial 
ist getrennt nach humosem Oberboden und kulturfähi-
gem Unterboden auszubauen und soweit als möglich 
an geeigneten Stellen innerhalb des Plangebietes wie-
derzuverwerten (z. B. zum Massenausgleich) oder ei-
ner sinnvollen Verwertung zuzuführen. In diesem Zu-
sammenhang empfehlen wir, zu überprüfen, ob durch 
eine Anpassung des Straßen- und Gebäudeniveaus 
die bei der Bebauung zu erwartenden anfallenden 
Aushubmassen vor Ort verwendet werden können. Bei 
der Verwertung von Bodenmaterial ist die DIN 19731 
zu beachten. 
Bodenverdichtungen und -belastungen sind zu mini-
mieren, damit ein ausreichender Wurzelraum für ge-
plante Begrünungen und eine flächige Versickerung 
von Oberflächenwasser gewährleistet ist. Erdarbeiten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Bodenschutzkonzept wird mit 
dem Bauantrag für die FFPV-Anlage 
vorgelegt. 
Die Anforderungen an das Boden-
schutzkonzept werden frühzeitig mit 
dem Landratsamt abgestimmt 
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sollten daher grundsätzlich nur auf gut abgetrockne-
tem und bröseligem Boden und bei niederschlagsfreier 
Witterung erfolgen. 
Kulturboden soll möglichst nicht befahren werden. 
Wenn das Befahren unvermeidlich ist, darf der Boden 
nur durch Kettenfahrzeuge mit geringer Bodenbelas-
tung (< 4 N/cm²) befahren werden. 
Beim Einbringen von nicht zum Plangebiet gehören-
dem Bodenmaterial, das nicht zum Erstellen einer 
durchwurzelbaren Bodenschicht dient, sind die Vorga-
ben der Verordnung über Anforderungen an den Ein-
bau von mineralischen Ersatzbaustoffen in technische 
Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung – Ersatzbau-
stoffV) vom 09.07.2021 bzw. die zu diesem Zeitpunkt 
gültigen, gesetzlichen Regelungen zu beachten. 
Unabhängig davon ist im Rahmen der üblichen Bau-
überwachung vom Beginn der Anlieferung bis zum Ab-
schluss des Einbaus des nicht zum Plangebiet gehö-
renden Bodenmaterials eine sensorische Prüfung 
durchzuführen. Auffälligkeiten sind zu dokumentieren 
und dem Landratsamt - Amt für Umwelt, Wasser und 
Bodenschutz - mitzuteilen. 
Bodenauffüllungen und -abgrabungen im Außenbe-
reich sind ab einer Fläche von mehr als 500 m² bau 
und naturschutzrechtlich genehmigungspflichtig. Hier-
bei sind die Ausmaße des Gesamtvorhabens aus-
schlaggebend. Eine Genehmigung ist unabhängig von 
der Fläche erforderlich, wenn die Auffüllfläche in einem 
Schutzgebiet liegt. 
 
Gefahrverdächtige Flächen und Altlasten / großflä-
chige schädliche Bodenveränderungen 
Im Bereich des Plangebietes sind uns zurzeit keine Alt-
standorte oder Altablagerungen bekannt. 
Sofern sich bei Erkundungs- oder Baumaßnahmen op-
tische oder geruchliche Auffälligkeiten des Bodens er-
geben, sind diese dem Amt für Umwelt, Wasser- und 
Bodenschutz unverzüglich anzuzeigen. 
 
Geogene Bodenbelastungen 
Aus den zur Verfügung stehenden geologischen Kar-
tenunterlagen ist ersichtlich, dass das geplante Vorha-
ben teilweise innerhalb der geologischen Einheit „Mitt-
lerer Muschelkalk“ liegt. Aus diesem Grund ist nicht 
auszuschließen, dass diese Böden geogen (natürlich 
bedingt) erhöhte Arsen- und Schwermetallgehalte auf-
weisen, die die zulässigen Prüfwerte der Bundes-Bo-
denschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) 
überschreiten. 
Daher ist ein besonderer Umgang mit diesen Böden 
unabdingbar. Je nach Verwendungszweck (Verwer-
tung, Entsorgung) oder Bodennutzung sind besondere 
Maßnahmen einzuhalten. Diese werden ausführlich in 
der vom Landratsamt öffentlich zugänglichen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorgaben zum Umgang mit Bo-
denmaterial wurden ergänzt (Ziff. 2.4 
Hinweise zum Bebauungsplan). 
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Handlungsempfehlung „Geogene Schadstoffe in Bö-
den“ aufgezeigt und erläutert. 
Die Handlungsempfehlung ist zu beziehen unter: 
https://weboffice.lrasbk.de/dok/StoryMaps/Handlungs-
empfehlung_komplett.pdf 
Sobald bekannt ist, wie mit dem Material umgegangen 
werden soll (Verwertung, Deponierung), bitten wir um 
rechtzeitige Kontaktaufnahme mit dem jeweiligen An-
sprechpartner des Fachamtes. Die Ansprechpartner 
können Sie der Handlungsempfehlung entnehmen. 
 
Bleiglanzbank 
Im Bereich von Bittelbrunn streicht die so genannte 
Bleiglanzbank an der Oberfläche aus, d. h. oberflä-
chennah sind Gesteinsarten vorhanden, bei denen ge-
ogene Belastungen mit Blei und anderen Schwerme-
tallen möglich sind. Bei den weiteren Untersuchungen 
soll diese Tatsache berücksichtigt bzw. durch Boden-
proben im geplanten Gebiet untersucht werden. Hierzu 
wurde ein Hinweis im B-Plan aufgenommen. 
 
Oberirdische Gewässer 
Oberflächengewässer sind von dem Vorhaben nicht 
betroffen. 
 
Grundwasserschutz 
 
 
 
 
 
Die gesetzlichen Grundlagen des Grundwasserschut-
zes (v.a. § 49 WHG i.V.m. § 43 WG) sind zu beachten. 
 
 
Drän- oder Quellwasser darf nicht an die vorhandene 
Schmutz-/ Mischwasserkanalisation angeschlossen 
werden. Auf Hausdrainagen ist grundsätzlich zu ver-
zichten. Bauteile unterhalb des höchsten Grundwas-
serstandes sind wasserdicht und auftriebssicher aus-
zuführen (z. B. „weiße Wanne“, auskragende Kellerbo-
denplatte etc.). Zur Herstellung der Abdichtung von 
Baukörpern / Bauteilen o. ä. dürfen keine Stoffe ver-
wendet werden, bei denen eine Schadstoffbelastung 
des Grundwassers zu besorgen ist. 
 
Ein eventuell im Zuge von Bauwerksgründungen erfor-
derlicher Eingriff in das Grundwasser (Grundwasser-
haltung, Einbringen von Stoffen in das Grundwasser) 
bedarf einer gesondert zu beantragenden wasser-
rechtlichen Erlaubnis. Hierzu ist ein detaillierter Was-
serrechtsantrag mindestens drei Monate vor Beginn 
der Maßnahme beim AUWB einzureichen. Wir 

 
Die Vorgaben zum Umgang mit Bo-
denmaterial wurden ergänzt (Ziff. 2.4 
Hinweise zum Bebauungsplan). 
Grundsätzlich ist ein Verbleib von Bo-
denaushub im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes geplant. 
Einzelheiten werden im Boden-
schutzkonzept im Bauantragsverfah-
ren dargelegt. 
 
Geogene Bodenbelastungen können 
je-doch bei der vorgesehenen zuläs-
sigen Nutzung (Solarpark) unbeach-
tet bleiben, da es sich nicht um 
Grundstücke für die Wohnbebauung 
handelt. Die Schwermetallbelastung 
wäre nur bei der Deponierung von 
Aushubmaterial zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
Die nachfolgenden Hinweise und 
Vorgaben zum Grundwasserschutz 
wurden in Ziff. 2.5 der Hinweise in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Die nachfolgenden Hinweise und 
Vor-gaben zum Grundwasserschutz 
wurden in Ziff. 2.5 der Hinweise in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Eine Ableitung von Drän- und Quell-
wasser ist nicht erforderlich. 
Gebäude (Trafo, Umspannwerk etc.) 
werden auftriebssicher und wasser-
dicht erstellt. 
 
Es werden keine das Grundwasser 
gefährdenden Stoffe verwendet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sofern ein Eingriff ins Grundwasser 
erfolgen muss, wird ein Wasser-
rechtsantrag gestellt. 
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empfehlen grundsätzlich, den Inhalt des Wasser-
rechtsantrags im Vorfeld mit dem AUWB abzustim-
men. 
 
Das Plangebiet befindet sich teilweise innerhalb der 
Schutzzone III/IIIA (weiteres Schutzgebiet) des festge-
setzten Wasserschutzgebiets „NAGELDOBEL 
BRÄUNLINGEN“. Die Bestimmungen der Rechtsver-
ordnung des Landratsamtes Schwarzwald-Baar-Kreis 
zum Wasserschutzgebiet „NAGELDOBEL BRÄUN-
LINGEN“ vom 17.08.2011 sind zu beachten. 
Es ist sicherzustellen, dass im Zuge von Reinigungs- 
und Wartungsarbeiten sowie während des normalen 
Betriebs und bei Störfällen keine Stoffe in das Grund-
wasser gelangen können, bei denen eine Schadstoff-
belastung des Grundwassers zu besorgen ist. Nach 
aktuellem VE-Plan befinden sich Umspannwerk und 
Akku-Speicher innerhalb der Fläche des WSG. Inso-
fern sind gemäß § 6 Pkt. 6 RVO WSG „NAGELDOBEL 
BRÄUNLINGEN“ zur Sicherung vor Ölunfällen, die 
Transformatoren in flüssigkeitsdichten, feuerfesten 
Wannen aufzustellen, die das gesamte Ölvolumen auf-
nehmen können. Darüber hinaus ist gemäß § 6 Pkt. 11 
WSG „NAGELDOBEL BRÄUNLINGEN“ bei der Reini-
gung der PV-Module zu beachten, dass keine Abwäs-
ser mit Reinigungsmittel versickert werden. Es wird da-
her empfohlen zur Reinigung nur klares Wasser zu 
verwenden. 
Die „Arbeitshilfen für den Umgang mit Regenwasser in 
Siedlungsgebieten“ (LUBW, 2005) sind zu beachten. 
 
Daher sind in Schutzzone III/IIIA des Wasserschutzge-
bietes „NAGELDOBEL BRÄUNLINGEN“ für Park-, 
Stellplatz- und Hofflächen sowie Zufahrts- und Garten-
wege etc. folgende Beläge zulässig: 
- Pflaster- und Plattenbeläge aus flüssigkeitsundurch-
lässigen Materialien mit mind. 2 cm breiten Rasenfu-
gen 
- Rasenfugen 
- Rasengittersteine 
- Rasenwaben 
- Wasserundurchlässige Beläge 
- DIBt.-zugelassene Flächenbeläge zur Behandlung 
und Versickerung mineralölhaltiger Niederschlagsab-
flüsse (siehe auch https://www.dibt.de/fileadmin/ver-
zeichnisse/NAT_n/zv_referat_II3/SVA_84.pdf) 
 
Für andere wasserdurchlässige Beläge wie beispiels-
weise Schotterbeläge, Pflaster mit nicht bewachsenen, 
durchlässigen Fugen oder poröse Beläge gelten stren-
gere Anforderungen an den Untergrund (siehe Tabelle 
4.1 - Typ D 5 in Verbindung mit Typ D 4 der oben ge-
nannten Arbeitshilfen). 
Des Weiteren sind folgende Auflagen zu beachten: 

 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wurde aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorgaben zur Reinigungs- und 
Wartungsarbeiten und zu Ölunfällen 
werden beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorgaben für befestigte Ver-
kehrsflächen werden beachtet. 
 
 
 
 
 



GVV Donaueschingen   
13. Änderung des FNP 2020 („Solarpark Waldhausen“ und „Solarpark Agri–PV Eichenhof“) 
Vorlage zur Sitzung der Verbandsversammlung am 28.11.2024 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen TÖB aus der Offenlage nach § 3 Abs. 2 BauGB   
(15.07. - 26.08.2024) mit Abwägungsempfehlungen 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Behörde, Stellungnahme 
 

 
Abwägungsempfehlung 

 

Seite 12 von 36 

 

- Wasserdurchlässige Beläge sind nur auf solchen Flä-
chen zulässig, bei denen eine Verunreinigung durch 
Lagerung/ Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, 
Fahrzeugreinigung/ -wartung o.ä. nicht zu erwarten ist 
. 
- Für die Flächenbeläge ist ein Abflussbeiwert von 0,5 
oder weniger festzusetzen. 
- Der Entwässerung von oben genannten Flächen in 
angrenzende Grünflächen kann zugestimmt werden, 
wenn hierdurch eine breitflächige Versickerung über 
den bewachsenen Oberboden gemäß den „Arbeitshil-
fen für den Umgang mit Regenwasser in Siedlungsge-
bieten“ (LUBW, 2005) erfolgt. 
 
Stellungnahme zum Bpl. „Solarpark Agri-PV Ei-
chenhof“ vom 26.08.2024 
 
Vielen Dank für die frühzeitige Beteiligung im Zusam-
menhang mit dem o.g. Vorhaben. 
Anbei übersenden wir Ihnen unsere Stellungnahme. 
Wir bitten Sie, diese im weiteren Verfahren zu berück-
sichtigen und uns über das Abwägungsergebnis zu in-
formieren. 
Nach Abschluss des Verfahrens bitten wir Sie, uns das 
Inkrafttreten des Bebauungsplans mitzuteilen und uns 
eine endgültige Fassung des Bebauungsplans in digi-
taler Form zuzusenden (wasseramt@lrasbk.de). 
Zum Bebauungsplanvorhaben „Solarpark Agri-Pho-
tovoltaik Eichenhof“ nehmen wir wie folgt Stellung: 
Zum oben genannten Bebauungsplanvorhaben haben 
wir bereits im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung mit 
Schreiben vom 01.12.2023 Stellung genommen. Die 
von uns geäußerten Belange sind in der aktuellen Fas-
sung weitgehend berücksichtigt. Einzelne Hinweise 
sowie im Weiteren zu berücksichtigende Punkte haben 
wir nachfolgend nochmals aufgeführt: 
Abwasser 
Wir begrüßen, dass anfallendes Niederschlagwasser 
versickert werden soll. 
Für die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswas-
ser, das nicht den Anforderungen der erlaubnisfreien 
Beseitigung gemäß § 2 der Niederschlagswasserver-
ordnung unterfällt, ist eine wasserrechtliche Erlaubnis 
erforderlich. Im Falle der Erlaubnisfreiheit ist die Nie-
derschlagswasserbeseitigung von bebauten oder be-
festigten Flächen > 1200 m² der unteren Wasserbe-
hörde anzuzeigen. 
Wir weisen darauf hin, dass bei der Vorgabe der Ver-
sickerung im Rahmen der Bebauungsplanaufstellung 
geprüft werden sollte, dass diese Versickerung auch 
möglich ist. Gemäß dem Urteil vom OVG NRW (AZ 2 
D 109/20) muss eine Bebauungsplanung eine für Ge-
sundheit und Eigentum der Planbetroffenen sichere 
Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung 

 
 
 
 
 
 
 
Die Auflagen für wasserdurchlässige 
Beläge wurden in die Hinweise aufge-
nommen (Ziff. 2.5). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Regenwasserkanalisation ist 
nicht erforderlich, da das Regewas-
ser von den Modulen nicht aufgefan-
gen und abgeleitet werden muss, 
sondern unmittelbar versickern kann. 
Dies ist möglich, da die Fläche zur 
Versickerung nahezu unverändert 
bleibt. 
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beinhalten. Ansonsten kann ein Bebauungsplan un-
wirksam werden. 
 
 
Wild abfließendes Niederschlagswasser bzw. 
Grundwasser 
Wild abfließendes Niederschlagwasser und/oder 
Grundwasser, welches dem Plangebiet ggf. störend 
zufließen kann, darf weder der Misch- noch der 
Schmutzwasserkanalisation zugeleitet werden, son-
dern ist durch geeignete Maßnahmen möglichst orts-
nah zu bewirtschaften. Ggf. dafür notwendige Versi-
ckerungen sollen eine mindestens 30 cm mächtige be-
lebte Oberbodenzone aufweisen. Sofern eine Einlei-
tung ins Gewässer erforderlich ist, ist o.g. Arbeitshilfe 
(siehe Regenrückhaltung) zu beachten. 
Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers auf 
ein tiefer liegendes Grundstück darf nicht zum Nachteil 
eines höher liegenden Grundstücks behindert werden. 
Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf 
nicht zum Nachteil eines tiefer liegenden Grundstücks 
verstärkt oder auf andere Weise verändert werden (§ 
37 Abs.1 WHG). 
 
Starkregen / Sturzfluten aus dem Außenbereich 
Die Gemeinde Bräunlingen hat im Jahr 2021 für ihr ge-
samtes Gemeindegebiet ein Starkregenrisikomanage-
mentkonzept erstellen lassen. Gemäß den vorliegen-
den Starkregenrisikokarten können Teile des Plange-
biets bei Starkregenereignissen überflutet werden. 
Im Bebauungsplan sollen nach § 9 Abs.5 BauGB Flä-
chen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vor-
kehrungen gegen äußere Einwirkungen oder bei de-
nen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen ge-
gen Naturgewalten erforderlich sind, gekennzeichnet 
werden. 
Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB ist bei der Aufstellung 
von Bebauungsplänen die Vermeidung und Verringe-
rung von Hochwasserschäden zu berücksichtigen. 
Hierzu gehört auch das von Starkregen ausgehende 
Hochwasser. Daher sind entsprechende Schutzmaß-
nahmen im Rahmen der Erschließung vorzusehen. 
Entsprechend § 9 Abs. (1) Nr. 16 BauGB können Flä-
chen für den Starkregenschutz, z.B. für Rückhalt, Ab-
leitung, Versickerung etc. festgesetzt werden. 
Es ist im Interesse des Betreibers darauf zu achten, 
dass die Anlagen und Nebenanlagen mit elektrischen 
Bauteilen (Trafo-Station, Energiespeicher, etc.) nicht 
in den potentiellen von Starkregen verursachten Über-
flutungsbereichen geplant und errichtet werden. 
 
Bodenschutz 
Schutzgut Boden in der Umweltprüfung 

Schmutzwasser fällt im Baugebiet 
nicht an, eine Beseitigung ist daher 
nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, Zustimmung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Karte zeigt, dass bei Starkregen 
nur ein kleinflächiger Bereich in der 
Senken im Nordosten betroffen ist . 
Dies wird bei der technischen Ausle-
gung der Anlage berücksichtigt (siehe 
Begründung zum Bebauungsplan 
Ziff. 2.4.3). 
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Die geplante Maßnahme stellt einen erheblichen Ein-
griff in das Schutzgut Boden dar. Infolge von baulichen 
Maßnahmen (Versiegelung, Bautätigkeiten etc.) wer-
den Flächen ihrer natürlichen Bodenfunktionen insbe-
sondere als Standort für Kulturpflanzen, als Aus-
gleichskörper im Wasserkreislauf und als Filter und 
Puffer für Schadstoffe sowie zur Grundwasserneubil-
dung entzogen. 
Den vorliegenden Umweltbericht haben wir diesbezüg-
lich geprüft. 
Die Ermittlung des Kompensationsbedarfs für das 
Schutzgut Boden ist aus unserer Sicht plausibel. 
Von unserer Seite bestehen keine Einwände dagegen, 
dass der rechnerische Kompensationsüberschuss als 
schutzgutübergreifender Ausgleich für die Aufwertung 
des Arten- und Biotopschutzes bzw. des Landschafts-
bildes verwendet wird. 
 
Flächenversiegelung 
Die Bodenversiegelung ist gemäß § 1a Abs. 2 BauGB 
sowie im Sinne der Erhaltung einer naturnahen klein-
räumigen Wasserbilanz auf das notwendige Maß zu 
beschränken. Dazu sind folgende Punkte zu beachten 
und im Bebauungsplan festzusetzen: 
- Die Erschließungsflächen (Straßen, Wege etc.) sind 
auf das technisch vertretbare Mindestmaß zu begren-
zen, um die Versiegelungsfläche zu minimieren. 
- Neben den Fahrbahnen sollen möglichst Grünstrei-
fen, Vegetationsflächen und Gehölzpflanzungen zur 
Erhöhung der Verdunstung und Versickerung angelegt 
werden. 
 
- Park-, Stellplatz- und Hofflächen sowie Zufahrts- und 
Gartenwege etc., bei denen eine Verunreinigung durch 
Lagerung/ Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, 
Fahrzeugreinigung/ -wartung o.ä. nicht zu erwarten ist, 
sind mit wasserdurchlässigen Belägen (z. B. Rasengit-
tersteine, Rasenfugenpflaster, breitfugiges Pflaster, 
Schotterrasen, Schotter- oder Kiesbeläge etc.), ggf. 
zusätzlich mit bewachsenen Versickerungsmulden, 
herzustellen. Für die Flächenbeläge ist ein Abflussbei-
wert von 0,5 oder weniger festzusetzen. 
 
Bodenschutzkonzept und Bodenkundliche Baube-
gleitung 
Gemäß § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlas-
tengesetz (LBodSchAG) ist bei Vorhaben, die auf mehr 
als 0,5 Hektar auf natürliche Böden einwirken, vom 
Vorhabenträger ein Bodenschutzkonzept zu erstellen. 
Beträgt die Fläche, auf der ein Vorhaben ausgeführt 
wird, mehr als 1,0 Hektar, so kann das Amt für Umwelt, 
Wasser- und Bodenschutz als zuständige Boden-
schutz- und Altlastenbehörde vom Vorhabenträger die 
Bestellung einer fachkundigen bodenkundlichen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wurde in die Hinweise zum Bebau-
ungsplan aufgenommen (Ziff. 2.5). 
 
Es werden keine versiegelten Fahr-
bahnen angelegt, Grünflächen sind 
bei einer Agri-PV-Anlage als landwirt-
schaftliche Fläche grundsätzlich vor-
handen (GRZ = 0,05) 
 
 
Der Hinweis wurde aufgenommen. 
Stellplätze, Hofflächen und Garten-
wege sind jedoch nicht vorgesehen. 
(Ziff. 2.5). 
Die Hinweise und Vorgaben zur Bo-
denversiegelung werden in Bebau-
ungsvorschriften aufgenommen. (Ziff. 
2.5). 
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Baubegleitung verlangen, welche die Einhaltung der 
Vorgaben aus dem Bodenschutzkonzept überwacht. 
Zwar ist durch das Rammen der Stützen in den Boden 
und Untergrund keine Bodenumlagerung, Oberboden-
abtrag, Zwischenlagerung oder Bodenverwertung zu 
erwarten. Jedoch ist als Einwirkbereich nicht nur die 
sehr geringe versiegelte Fläche zugrunde zu legen, 
sondern die Gesamtfläche des Vorhabens. Während 
der Bauphase wird durch den Baubetrieb (insbeson-
dere Materialanlieferung) auf die gesamte Fläche ein-
gewirkt und dies in einer deutlichen stärkeren Intensi-
tät und Häufigkeit als bei einer landwirtschaftlichen 
Nutzung. 
Erfahrungsgemäß wird bei Durchführung der vorgese-
henen baulichen Maßnahmen (Versiegelung, Erschlie-
ßungsarbeiten, flächenhafte Befahrung mit schwerem 
Gerät, Bodenumlagerungen etc.) im Bereich des ge-
samten Plangebietes (ca. 22 ha) auf natürliche Böden 
eingewirkt. 
Das Bodenschutzkonzept ist mit dem Bauantrag für die 
FFPV-Anlage vorzulegen. Die Anforderungen aus der 
DIN 19639 lassen sich für FFPV-Anlagen reduzieren. 
Wir empfehlen die inhaltlichen Anforderungen an das 
Bodenschutzkonzept frühzeitig mit der hiesigen Be-
hörde abzustimmen. Das Erfordernis eines Boden-
schutzkonzeptes für die FFPV-Anlage entspricht dem 
landesweit abgestimmten Vorgehen. 
 
Umgang mit Bodenmaterial 
Der Entwurf des Bebauungsplanes enthält bereits im 
Wesentlichen die zu beachtenden Vorgaben für den 
sachgerechten Umgang mit Bodenmaterial im Sinne 
des Bodenschutzes. Im Folgenden werden noch An-
passungen bzw. Ergänzungen angegeben: 
Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden, der bei der Er-
richtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei 
wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberflä-
che ausgehoben wird, in nutzbarem Zustand zu erhal-
ten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schüt-
zen. 
Bei der Verwertung von Bodenmaterial ist die DIN 
19731 zu beachten. 
Die Zwischenlagerung von humosem Oberboden und 
kultivierbarem Unterboden ist möglichst zu vermeiden. 
Wenn eine Zwischenlagerung unvermeidbar ist, hat 
diese in max. 2 m hohen Mieten zu erfolgen, die durch 
Profilierung und Glättung vor Vernässung zu schützen 
sind. Bei längeren Lagerungszeiten sind die Mieten mit 
geeigneten Pflanzenarten zu begrünen. 
Bodenverdichtungen und -belastungen sind zu mini-
mieren. Erdarbeiten sollten daher grundsätzlich nur 
auf gut abgetrocknetem und bröseligem Boden und bei 
niederschlagsfreier Witterung erfolgen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Angaben zum Bodenschutzkon-
zept wurden in die Hinweise zum Be-
bauungsplan unter Ziff. 2.5 aufge-
nommen. 
Das Bodenschutzkonzept wird mit 
dem Landratsamt frühzeitig abge-
stimmt und mit dem Bauantrag vorge-
legt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wurde in Ziffer. 2.3.1 der Hinweise 
übernommen 
 
Wurde in Ziffer. 2.3.6 der Hinweise 
übernommen 
 
 
 
 
Wurde in Ziffer. 2.3.7 der Hinweise 
übernommen 
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Baustraßen sollen möglichst dort geplant werden, wo 
später befestigte Flächen sind. Durch Befahrung mit 
Baufahrzeugen hervorgerufene Bodenverdichtungen 
sind bei abgetrocknetem Bodenzustand wieder aufzu-
lockern. 
Beim Einbringen von nicht zum Plangebiet gehören-
dem Bodenmaterial in die durchwurzelbare Boden-
schicht sind die Vorsorgewerte der Bundes Boden-
schutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) in der 
gültigen Fassung einzuhalten. Sofern das Bodenmate-
rial nicht zum Erstellen einer durchwurzelbaren Boden-
schicht dient, sind die Vorgaben der Verordnung über 
Anforderungen an den Einbau von mineralischen Er-
satzbaustoffen in technische Bauwerke (Ersatzbau-
stoffverordnung – ErsatzbaustoffV) vom 09.07.2021 
bzw. die zu diesem Zeitpunkt gültigen, gesetzlichen 
Regelungen zu beachten. 
Bodenauffüllungen und -abgrabungen im Außenbe-
reich sind ab einer Fläche von mehr als 500 m² bau 
und naturschutzrechtlich genehmigungspflichtig. Hier-
bei sind die Ausmaße des Gesamtvorhabens aus-
schlaggebend. Eine Genehmigung ist unabhängig von 
der Fläche erforderlich, wenn die Auffüllfläche in einem 
Schutzgebiet liegt. 
 
Gefahrverdächtige Flächen und Altlasten / großflä-
chige schädliche Bodenveränderungen 
Im Bereich des Plangebietes sind uns zurzeit keine Alt-
standorte oder Altablagerungen bekannt. 
Sofern sich bei Erkundungs- oder Baumaßnahmen op-
tische oder geruchliche Auffälligkeiten des Bodens er-
geben, sind diese dem Amt für Umwelt, Wasser- und 
Bodenschutz unverzüglich anzuzeigen. 
 
Geogene Bodenbelastungen 
Aus den zur Verfügung stehenden geologischen Kar-
tenunterlagen ist ersichtlich, dass das geplante Vorha-
ben teilweise über der geologischen Einheit „Oberer 
Muschelkalk“ liegt. Aus diesem Grund ist nicht auszu-
schließen, dass diese Böden geogen (natürlich be-
dingt) erhöhte Arsen- und Schwermetallgehalte auf-
weisen, die die zulässigen Prüfwerte der Bundes-Bo-
denschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) 
überschreiten. 
Daher ist ein besonderer Umgang mit diesen Böden 
unabdingbar. Je nach Verwendungszweck (Verwer-
tung, Entsorgung) oder Bodennutzung sind besondere 
Maßnahmen einzuhalten. Diese werden ausführlich in 
der vom Landratsamt öffentlich zugänglichen Hand-
lungsempfehlung „Geogene Schadstoffe in Böden“ 
aufgezeigt und erläutert. 
Die Handlungsempfehlung ist zu beziehen unter: 
https://weboffice.lrasbk.de/dok/StoryMaps/Handlungs-
empfehlung_komplett.pdf 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wurde in Ziffer. 2.3.2 der Hinweise 
übernommen 
 
 
 
 
 
 
 
Wurde in Ziffer. 2.3.4 der Hinweise 
übernommen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wurde in Ziffer. 2.3.2 der Hinweise 
übernommen 
 
 
 
Wurde in Ziffer. 2.3.4 der Hinweise 
übernommen 
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Sobald bekannt ist, wie mit dem Material umgegangen 
werden soll (Verwertung, Deponierung), bitten wir um 
rechtzeitige Kontaktaufnahme mit dem jeweiligen An-
sprechpartner des Fachamts. Die Ansprechpartner 
können Sie der Handlungsempfehlung entnehmen. 
 
 
Oberirdische Gewässer 
Oberflächengewässer sind von dem Vorhaben nicht 
betroffen. 
Grundwasserschutz 
Die gesetzlichen Grundlagen des Grundwasserschut-
zes (v.a. § 49 WHG i.V.m. § 43 WG) sind zu beachten. 
Das Plangebiet befindet sich vollständig innerhalb der 
Schutzzone IIIB (weiteres Schutzgebiet) des festge-
setzten Wasserschutzgebiets „WSG GUTTER-
QUELLE DONAUESCHINGEN“. Die Bestimmungen 
der Rechtsverordnung des Landratsamtes Schwarz-
wald-Baar-Kreis zum Wasserschutzgebiet „WSG 
GUTTERQUELLE DONAUESCHINGEN“ vom 
25.01.1977 sind zu beachten. 
Es ist sicherzustellen, dass im Zuge von Reinigungs- 
und Wartungsarbeiten sowie während des normalen 
Betriebs und bei Störfällen keine Stoffe in das Grund-
wasser gelangen können, bei denen eine Schadstoff-
belastung des Grundwassers zu besorgen ist. Dies 
wurde insofern berücksichtigt, als zur Sicherung vor 
Ölunfällen, die Transformatoren in flüssigkeitsdichten, 
feuerfesten Wannen aufzustellen, die das gesamte Öl-
volumen aufnehmen können. 
Darüber hinaus ist bei der Reinigung der PV-Module 
zu beachten, dass keine Abwässer mit Reinigungsmit-
tel versickert werden. Es wird daher empfohlen zur 
Reinigung nur klares Wasser zu verwenden (Vgl. § 7 
(1) Pkt. 2 RVO zum Wasserschutzgebiet). 
 
Flächenbeläge im Wasserschutzgebiet 
Die „Arbeitshilfen für den Umgang mit Regenwasser in 
Siedlungsgebieten“ (LUBW, 2005) sind zu beachten. 
Daher sind in Schutzzone IIIB des Wasserschutzge-
bietes WSG GUTTERQUELLE DONAUESCHINGEN 
für Park-, Stellplatz- und Hofflächen sowie Zufahrts- 
und Gartenwege etc. folgende Beläge zulässig: 
- Pflaster- und Plattenbeläge aus flüssigkeitsundurch-
lässigen Materialien mit mind. 2 cm breiten Rasenfu-
gen 
- Rasenfugen 
- Rasengittersteine 
- Rasenwaben 
- Wasserundurchlässige Beläge 
- DIBt.-zugelassene Flächenbeläge zur Behandlung 
und Versickerung mineralölhaltiger Niederschlagsab-
flüsse (siehe auch https://www.dibt.de/fileadmin/ver-
zeichnisse/NAT_n/zv_referat_II3/SVA_84.pdf) 

Die Angaben zum Grundwasser-
schutz wurden in Ziff. 2.7 der Hin-
weise zum Bebauungsplan übernom-
men 
 
 
 
s.u. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorgaben für Flächenbeläge im 
Wasserschutzgebiet wurden in die 
Hinweise zum Bebauungsplan in Ziff. 
2.7 übernommen, obwohl es sich 
nicht um eine Siedlungsfläche han-
delt, sondern um ein Sondergebiet für 
Agri-PV-Anlagen. . 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



GVV Donaueschingen   
13. Änderung des FNP 2020 („Solarpark Waldhausen“ und „Solarpark Agri–PV Eichenhof“) 
Vorlage zur Sitzung der Verbandsversammlung am 28.11.2024 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen TÖB aus der Offenlage nach § 3 Abs. 2 BauGB   
(15.07. - 26.08.2024) mit Abwägungsempfehlungen 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Behörde, Stellungnahme 
 

 
Abwägungsempfehlung 

 

Seite 18 von 36 

 

Für andere wasserdurchlässige Beläge wie beispiels-
weise Schotterbeläge, Pflaster mit nicht bewachsenen, 
durchlässigen Fugen oder poröse Beläge gelten stren-
gere Anforderungen an den Untergrund (siehe Tabelle 
4.1 - Typ D 5 in Verbindung mit Typ D 4 der oben ge-
nannten Arbeitshilfen).  
 
Des Weiteren sind folgende Auflagen zu beachten: 
- Wasserdurchlässige Beläge sind nur auf solchen Flä-
chen zulässig, bei denen eine Verunreinigung durch 
Lagerung/ Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, 
Fahrzeugreinigung/ -wartung o.ä. nicht zu erwarten ist. 
- Für die Flächenbeläge ist ein Abflussbeiwert von 0,5 
oder weniger festzusetzen. 
- Der Entwässerung von oben genannten Flächen in 
angrenzende Grünflächen kann zugestimmt werden, 
wenn hierdurch eine breitflächige Versickerung über 
den bewachsenen Oberboden gemäß den „Arbeitshil-
fen für den Umgang mit Regenwasser in Siedlungsge-
bieten“ (LUBW, 2005) erfolgt 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird die Hinweise übernommen. 
 
 

 
6 
 

 
Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis 
Landwirtschaftsamt (Schreiben vom 26.08.2024) 
 
1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Re-
gelungen, die im Regel-fall nicht überwunden werden 
können: 

Freiflächenöffnungsverordnung – FFÖ-VO § 1 
Satz 3 
1.1 Art der Vorgabe: 
„Gleichzeitig sollen die Interessen der Landwirt-
schaft und des Natur- und Landschaftsschutzes 
gewahrt werden, indem sowohl besonders geeig-
nete landwirtschaftliche Nutzflächen, auch hin-
sichtlich der Einstufung der Leistungsfähigkeit der 
Böden und in Bezug auf die wirtschaftliche Bedeu-
tung für landwirtschaftliche Betriebe, als auch für 
den Natur- und Landschaftsschutz bedeutsame 
Flächen möglichst geschont werden.“ 
1.2. Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnah-
men und Befreiungen)  
Verzicht auf die Ausweisung der Freiflächenanlage 

 
2. Fehlanzeige 
 
3. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zu-
ständigkeit zu dem o.a. Plan, gegliedert nach Sach-
komplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechts-
grundlage. 
 
1. Solarpark Waldhausen 
Unverändert gegenüber der Anhörung zur Frühzeiti-
gen Beteiligung ist den Unterlagen zur Offenlage zu 
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entnehmen, dass in Bräunlingen-Waldhausen eine 
Sonderbaufläche (SO) für Photovoltaik entstehen soll.  
 
Die geplante Anlage umfasst unverändert eine Fläche 
von ca. 17,03 ha (davon ca. neu 15 ha -bisher 14 ha- 
Solarpark) und ist auf der Gemarkung Waldhausen auf 
den Flurstücken 114 (teilweise), 116, 117, 118, 119 
und 122 geplant. 
Diese Flächen werden von vier Haupt- und Nebener-
werbsbetrieben hauptsächlich als Ackerland bewirt-
schaftet. 
Die landwirtschaftlichen Betriebe sind von folgenden 
Flächenverlusten betroffen: 
-Haupterwerbsbetrieb mit einem Flächenverlust von 
ca. 9 ha Ackerland 
-Nebenerwerbsbetrieb mit einem Flächenverlust von 
ca. 1 ha Ackerland; 
es gehen hofnahe Flächen verloren. 
-Haupterwerbsbetrieb mit einem Flächenverlust von 
ca. 4,4 ha, hauptsächlich Ackerland; es gehen eben-
falls hofnahe Flächen verloren. 
-Haupterwerbsbetrieb mit einem Flächenverlust von 
ca. 2,6 ha Grünland 
 
Nach Angaben der betroffenen Landwirte sind die 
Ackerflächen ebene, gut zu bewirtschaftende Flächen 
– umso bedauerlicher ist der Verlust. 
 
In der Raumnutzungskarte des Regionalplan Schwarz-
wald-Baar-Heuberg von 2003 sind die betroffenen Flä-
chen als „Vorrangflur - schutzbedürftige Bereiche für 
Bodenerhaltung und Landwirtschaft“ bezeichnet. 
Im aktuell noch gültigen Flächennutzungsplan sind die 
Flächen als „Fläche für die Landwirtschaft“ ausgewie-
sen. 
Wir möchten darauf hinweisen, dass die Flächen nach 
der neuen „Flurbilanz 2022“ der Landwirtschaftsver-
waltung als „Vorbehaltsflur II“ eingestuft sind. Flächen 
der Vorbehaltsflur II sind als überwiegend landbau-
würdige Flächen definiert, die der landwirtschaftlichen 
Nutzung größtenteils vorzubehalten sind. 
Aus agrarstruktureller Sicht wird das Vorhaben kritisch 
gesehen, der Verlust von Ackerfläche ist sehr bedau-
erlich. 
 
Lt. der o.g. Begründung zur Offenlage vom 24.06.2024 
ist erkennbar, dass tatsächlich sämtliche Eingriffe aus-
geglichen werden können. Wir begrüßen es, dass das 
Vorhaben vollständig mithilfe interner Kompensations-
maßnahmen ausgeglichen werden kann. Wir verwei-
sen auf die bestehende Pflegeplicht nach LLG für das 
zukünftig extensive Grünland unter den Modulen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Nutzung als So-
larpark ist jedoch nicht kategorisch 
ausgeschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Lt. Abwägungsprotokoll vom 24.06.2024 bleibt die Zu-
fahrt zu angrenzenden landwirtschaftlichen Flurstü-
cken aufrechterhalten. Dies wird ausdrücklich begrüßt. 
 
Wir befürworten es, dass die Planflächen nach dem 
Wegfall der Nutzung als PV-Freiflächenanlage wieder 
der Landwirtschaft zurückgeführt werden sollen und 
verweisen auf unsere Stellungnahme zum BPl „Solar-
park Waldhausen“ vom 26.08.2024/Offenlage. 
Ebenfalls lt. dem Abwägungsprotokoll wird die land-
wirtschaftliche Folge-nutzung in einem Durchführungs-
vertrag festgesetzt. Wir bitten darauf zu achten, dass 
generell eine landwirtschaftliche Nachfolgenutzung 
frühzeitig mit möglichen Bewirtschaftern zu bespre-
chen/abzustimmen ist. 
Unsere Stellungnahmen zur Frühzeitigen Beteiligung 
vom 20.11.2023 behält vollumfänglich Gültigkeit. 
 
Die Stellungnahme vom 23.11.2023 lautete:  
Fachliche Stellungnahme  
Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 
o.a. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung 
und ggf. Rechtsgrundlage.  
 
1. Solarpark Waldhausen  
Die Anlage umfasst eine Fläche von ca. 17 ha (davon ca. 14 ha 
Solarpark) und ist auf der Gemarkung Waldhausen auf den Flur-
stücken 114 (teilweise), 116, 117, 118, 119 und 122 geplant. Die 
Flächen werden von vier Haupt- und Nebenerwerbsbetrieben 
haupt-sächlich als Ackerland bewirtschaftet.  
Die landwirtschaftlichen Betriebe sind von folgenden Flächenver-
lusten betroffen:  
-Haupterwerbsbetrieb mit einem Flächenverlust von ca. 9 ha 
Ackerland  
-Nebenerwerbsbetrieb mit einem Flächenverlust von ca. 1 ha 
Ackerland. Es gehen hofnahe Flächen verloren.  
-Haupterwerbsbetrieb mit einem Flächenverlust von ca. 4,4 ha, 
hauptsächlich Ackerland. Es gehen hofna-he Flächen verloren.  
-Haupterwerbsbetrieb mit einem Flächenverlust von ca. 2,6 ha 
Grünland  
Nach Angaben der betroffenen Landwirte sind die Ackerflächen 
ebene, gut zu bewirtschaftende Flächen.  
 
Im Regionalplan sind die betroffenen Flächen als schutzbedürftige 
Bereiche für Bodenerhaltung und Landwirtschaft bezeichnet. Im 
Flächennutzungsplan sind die Flächen als „Fläche für die Landwirt-
schaft“ kategorisiert.  
Wir möchten darauf hinweisen, dass die Flächen nach der neuen 
„Flurbilanz 2022“ der Landwirtschaftsverwaltung als Vorbehaltsflur 
II eingestuft sind. Flächen der Vorbehaltsflur II sind als überwie-
gend landbauwürdige Flächen definiert, die der landwirtschaftli-
chen Nutzung größten-teils vorzubehalten sind. - 
Aus agrarstruktureller Sicht wird das Vorhaben kritisch gesehen, 
der Verlust von Ackerfläche ist sehr bedauerlich.  

Die Zufahrt zu angrenzenden land-
wirtschaftlichen Flurstücken bleibt 
aufrechterhalten. 
 
 
 
 
 
Die landwirtschaftliche Folgenutzung 
wird im Durchführungsvertrag festge-
setzt. Eine Konkretisierung kann nicht 
erfolgen, es sind die dann gültigen 
Bestimmungen (z.B. zu Grünlandum-
bruch, Intensivierung) zu beachten. 
 
s.u. 
 
 
Bereits erfolgte Abwägung:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Nutzung als Solarpark ist 
jedoch nicht kategorisch ausgeschlossen. 
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Wir begrüßen es, dass das Vorhaben vollständig mithilfe interner 
Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen werden kann. Wir ver-
weisen auf die bestehende Pflegeplicht nach LLG für das zukünftig 
extensive Grünland unter den Modulen.  
 
Es ist zu gewährleisten, dass die Zufahrt zu angrenzenden land-
wirtschaftlichen Flurstücken aufrecht erhalten bleibt.  
 
Wir befürworten es, dass die Planflächen nach dem Wegfall der 
Nutzung als PV-Freiflächenanlage wieder der Landwirtschaft zu-
rückgeführt werden sollen. Wir bitten darum, die nachfolgende 
landwirtschaftliche Nutzung in den Plänen eindeutig zu konkreti-
sieren.  
 
Stellungnahme 2. Solarpark „Agri-Photovoltaik Ei-
chenhof“ vom  26.08.2024 
 
Unverändert gegenüber der Anhörung zur Frühzeiti-
gen Beteiligung ist den Unterlagen zur Offenlage zu 
entnehmen, dass in Bräunlingen ein Sondergebiet 
(SO) für eine Agri-Photovoltaik-Freiflächenanlage ent-
stehen soll.  
 
Die Anlage umfasst auch weiterhin eine Fläche von 
21,71 ha (davon ca. 16 ha Solarpark). Lt. den Unterla-
gen zum BPl-Verfahren ist die An-lage auf den FSt.Nr. 
1975, 1505 und 1525 – Gemarkung Bräunlingen ge-
plant.  
Die Flächen befinden sich zum Großteil im Eigentum 
eines landwirtschaftlichen Betriebs. Der Eigentümer 
bzw. Bewirtschafter ist zukünftig Teilhaber der Anlage. 
Bisher werden die Flächen als Weide- und Ackerflä-
chen genutzt. Das Flurstück 1975 wird aktuell als 
Weide für die Milchkühe genutzt, hat aber Ackerstatus. 
Die Flurstücke 1525 und 1505 werden als Acker be-
wirtschaftet.  
Durch die geplante Agri-Photovoltaikanlage und den 
daraus resultierenden Reihenabstand der Module von 
10-12 m können die Flächen zu-künftig auch weiterhin 
als Fettweide und Acker genutzt werden.  
Dies wird von Seiten des Landwirtschaftsamtes aus-
drücklich begrüßt und unterstützt.  
 
In der Raumnutzungskarte des Regionalplan Schwarz-
wald-Baar-Heu-berg von 2003 sind die betroffenen 
Flächen als „Vorrangflur - schutzbedürftige Bereiche 
für Bodenerhaltung und Landwirtschaft“ bezeichnet. 
Im aktuell noch gültigen Flächennutzungsplan sind die 
Flächen als „Fläche für die Landwirtschaft“ ausgewie-
sen.  
Die Flächen sind nach der neuen „Flurbilanz 2022“ der 
Landwirtschaftsverwaltung als Vorbehaltsflur I einge-
stuft. Flächen der Vorbehaltsflur I sind als 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
Die Zufahrt zu angrenzenden land-wirtschaft-
lichen Flurstücken bleibt aufrechterhalten. 
 
Die landwirtschaftliche Folgenutzung wird im 
Durchführungsvertrag fest-gesetzt. Eine Kon-
kretisierung kann nicht erfolgen, es sind die 
dann gültigen Bestimmungen (z.B. zu Grün-
landumbruch, Intensivierung) zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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landbauwürdige Flächen definiert, die der landwirt-
schaftlichen Nutzung vorzubehalten sind. Sie gehören 
zu den wertvollsten Flächen, die es im Schwarzwald-
Baar-Kreis gibt.  
Aus agrarstruktureller Sicht wird das Vorhaben jedoch 
unterstützt, da hier eine Doppelnutzung zwischen 
Landwirtschaft und Stromerzeugung geplant ist.  
 
Lt. der Begründung zur Offenlage ist erkennbar, dass 
sämtliche Eingriffe ausgeglichen werden können. Als 
interne Ausgleichsmaßnahmen sollen Saum- und Alt-
grasstreifen sowie eine mehrjährige Blühfläche ange-
legt werden. Des Weiteren ist eine wegbegleitende 
Gehölzpflanzung geplant.  
Den Unterlagen ist zu entnehmen, dass sich im Plan-
gebiet ca. 5 Feldlerchenreviere befinden, weshalb wei-
tere externe Ausgleichsmaßnahmen erforderlich sind. 
Wir verweisen hierzu auf unsere Stellungnahme zum 
BPL im Rahmen der Offenlage vom 26.08.2024 und 
bitten, die Maßnahmen frühzeitig mit dem Bewirtschaf-
ter/den Bewirtschaftern der Flächen abzustimmen.  
Dies wurde bereits lt. Abwägungsprotokoll vom 
24.06.2024 zugesagt. 
 
Ebenfalls lt. Abwägungsprotokoll vom 24.06.2024 blei-
ben die Zufahrten zu angrenzenden landwirtschaftli-
chen Flurstücken aufrechterhalten; dies wird ebenfalls 
begrüßt.  
 
Wir verweisen nochmals auf die Einhaltung der DIN 
SPEC 91434 und auf die Erstellung des Nutzungskon-
zepts (siehe DIN SPEC 91434, Anhang A), welches 
vom Bewirtschafter dem Landwirtschaftsamt vorzule-
gen ist und begrüßen ausdrücklich die Aufnahme die-
ses Hinweises in die Bebauungsvorschriften zum Bpl. 
„Solarpark Agri-PV Eichenhof“.  
 
Unsere Stellungnahmen zur Frühzeitigen Beteiligung 
vom 20.11.2023 behält vollumfänglich Gültigkeit.  
 
Es gibt eine Stellungnahme vom 29.11.2023 zu Be-
bauungsplan „Solarpark Agri-Photovoltaik Eichenhof“   
und eine  
Stellungnahme zur 13. FNP-Änderung vom 
27.10.2023. Diese hatte folgenden Wortlaut:   
 
Die Anlage umfasst eine Fläche von ca. 21 ha (davon ca. 16 ha 
Solarpark) und ist auf den Flurstücken 1975, 2025, 2029, 1525 und 
1505 auf Gemarkung Bräunlingen geplant.  
Die Flächen befinden sich zum Großteil im Eigentum eines land-
wirtschaftlichen Betriebs. Der Eigentümer bzw. Bewirtschafter ist 
zukünftig Teilhaber der Anlage.  
Bisher werden die Flächen als Weide- und Ackerflächen genutzt. 
Die Flurstücke 1975, 2029 und 2025 werden als Weide für die 

 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Ausgleichskonzept wird mit dem 
Flächeneigentümer und Bewirtschaf-
ter abgestimmt. 
 
Die Zufahrten zu angrenzenden land-
wirtschaftlichen Flurstücken bleiben 
aufrechterhalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
s. u.  
 
 
 
 
 
Bereits erfolgte Abwägungen: 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Milchkühe genutzt, haben aber Ackerstatus. Die Flurstücke 1525 
und 1505 werden als Acker bewirtschaftet.  
Durch die geplante Agri-Photovoltaikanlage und den daraus resul-
tieren-den Reihenabstand der Module von 10-12 m können die 
Flächen zu-künftig auch weiterhin als Fettweide und Acker genutzt 
werden.  
Dies wird von Seiten des Landwirtschaftsamtes ausdrücklich be-
grüßt und unterstützt.  
 
Im Regionalplan sind die betroffenen Flächen als schutzbedürftige 
Bereiche für Bodenerhaltung und Landwirtschaft bezeichnet. Im 
Flächennutzungsplan sind die Flächen als „Fläche für die Landwirt-
schaft“ kategorisiert.  
Die Flächen sind nach der neuen „Flurbilanz 2022“ der Landwirt-
schafts-verwaltung als Vorbehaltsflur I eingestuft. Flächen der Vor-
behaltsflur I sind als landbau-würdige Flächen definiert, die der 
landwirtschaftlichen Nutzung vorzubehalten sind.  
Aus agrarstruktureller Sicht wird das Vorhaben unter-stützt, da hier 
eine Doppelnutzung zwischen Landwirtschaft und Stromerzeu-
gung stattfindet.  
 
Als interne Ausgleichsmaßnahmen sollen Saum -und Altgrasstrei-
fen so-wie eine mehrjährige Blühfläche angelegt werden. Des Wei-
teren ist eine wegbegleitende Gehölzpflanzung geplant. Den Un-
terlagen ist zu entnehmen, dass sich im Plangebiet ca. 5 Feldler-
chenreviere befinden, weshalb weitere externe Ausgleichsmaß-
nahmen erforderlich sind, die zur Offenlage ergänzt werden. Wir 
bitten darum, diese mit dem Bewirtschafter der Flächen frühzeitig 
abzustimmen.  
 
Es ist zu gewährleisten, dass die Zufahrt zu angrenzenden land-
wirtschaftlichen Flurstücken aufrechterhalten bleibt.  
 
Wir verweisen auf die Einhaltung der DIN SPEC 91434 und auf die 
Erstellung des Nutzungskonzepts (siehe DIN SPEC 91434, An-
hang A), welches vom Bewirtschafter dem Landwirtschaftsamt vor-
zulegen ist 
 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Ausgleichskonzept wird mit dem Flä-
cheneigentümer und Bewirtschafter abge-
stimmt. 
 
 
 
 
 
Die Zufahrt zu angrenzenden land-wirtschaft-
lichen Flurstücken bleibt aufrechterhalten. 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
7 

 
Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis, Donaue-
schingen, 
Kreisforstamt / Untere Forstbehörde,  
(Dr. Frieder Dinkelacker) 
 
Das Regierungspräsidium Freiburg, Abteilung Forstdi-
rektion, hat eine Stellungnahme aus forstlicher und 
forstrechtlicher Sicht abgegeben, die der unteren 
Forstbehörde beim Schwarzwald-Baar-Kreis vorliegt. 
 
Die untere Forstbehörde beim Schwarzwald-Baar-
Kreis schließt sich dieser Stellungnahme vollumfäng-
lich an. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abwägung siehe dort 
(Ziff. 23)  
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8 

 
Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis, 
Kreisbrandmeister Florian Vetter  
(Schreiben vom 26.07.2024, Stefan Schuldis, Alwina 
Konrad)) 
Stellungnahme zur Anhörung nach § 4 Abs. 2 BauGB; 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
"Solarpark Waldhausen 
 
unbeschadet weiterer öffentlich-rechtlicher Vorschrif-
ten bitten wir, die als Anlage beigefügten Punkte als 
besondere Bedingungen in den Bebauungsplan aufzu-
nehmen. Die nachstehenden Hinweise zeigen die für 
die Planung bedeutsamen Maß-nahmen des abweh-
renden Brandschutzes (Durchführung wirksamer 
Löscharbeiten und Rettung von Personen) auf, die als 
Voraussetzung für die Zustimmung zu Bauanträgen zu 
berücksichtigen sind. Sie greifen einer Stellungnahme 
zu den einzelnen Bauanträgen nicht vor. 
 
Anlage: 
Brandschutztechnische Auflagen 
 
Stadt Bräunlingen, Vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan 
"Solarpark Waldhausen" 
1. Für mögliche Betriebsgebäude im Außenbereich 
wird ein Löschwasserbedarf von 30 m³ gemäß dem Ar-
beitsblatt W 405 der DVGW angesetzt. Gemäß § 3 
Feuerwehrgesetz kann der Bürgermeister Eigentümer 
und Besitzer von abgelegenen Gebäuden dazu ver-
pflichten, Löschwasseranlagen für diese Gebäude zu 
errichten und zu unterhalten. Weitere Vorgaben kön-
nen sich aus einem möglichen Baugenehmigungsver-
fahren ergeben. 
2. Zur Sicherstellung der erforderlichen Löschwasser-
menge können z.B. folgende Entnahmestellen genutzt 
werden: 

 An das öffentliche Wasserversorgungsnetz ange-
schlossene Hydranten gemäß DIN EN 14339 (Unter-
flurhydrant) bzw. DIN EN 14384 (Überflurhydrant): 
a. Die Hydrantenabstände sind gemäß dem Stand der 
Technik auszuführen. Dieser sollte 150 m nicht über-
schreiten. 
b. Hydranten sind so anzuordnen, dass sie die Was-
serentnahme leicht ermöglichen. 
c. Bei einer Wasserentnahme aus Hydranten darf der 
Betriebsdruck 1,5 Bar nicht unterschreiten. 

 Löschwasserteiche gemäß DIN 14210, 
 Löschwasserbehälter gemäß DIN 14230. 

3. Die Erschließung ist so auszuführen, dass eine 
Durchfahrt mit Feuerwehrfahrzeugen möglich ist. Für 
Straßen auf Grundstücken sind der § 2 LBOAVO und 
die VwV Feuerwehrflächen einzuhalten. Bei 
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Gebäuden, die ganz oder mit Teilen auf bisher unbe-
bauten Grundstücken mehr als 50 m, von einer öffent-
lichen Verkehrsfläche entfernt sind, sind Zu- oder 
Durchfahrten zu den vor und hinter den Gebäuden ge-
legenen Grundstücksteilen und Bewegungsflächen 
herzustellen, wenn sie aus Gründen des Feuerwehr-
einsatzes erforderlich sind. Bei Straßen, bei denen im 
Winter damit gerechnet werden muss, dass die nutz-
bare Fahrbahnbreite durch Schneeräumen verringert 
wird (z. B. bei Straßen ohne ausreichende Seitenstrei-
fen), muss die Fahrbahnbreite so gewählt werden, 
dass die notwendige Breite gemäß der VwV Feuer-
wehrflächen jederzeit, also auch bei seitlich angeleg-
ten Schneehäufen, vorhanden ist. 
 
Die Stellungnahme zum Bebauungsplan „Solarpark 
Agri-Photovoltaik Eichenhof“ vom 16.07.2024 siehe 
Abwägung zum Bebauungsplan! 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die brandschutztechnischen Aufla-
gen werden als Hinweise im Bebau-
ungsplan aufgenommen und deren 
Einhaltung im Bauantrag nachgewie-
sen.  
 
In der Stellungnahme vom 
16.07.2024 wurden keine Bedenken 
erhoben, die für die 13. FNP-Ände-
rung relevant wären (Löschwasser-
tank in ausreichender Größe vorhan-
den). 
 

 
9 

 
Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis 
Gewerbeaufsichtsamt 
 
Keine Stellungnahme 
 

 
 
 

 
10 

 
Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis 
Straßenbauamt, 12.07.2024 
 
Aus verkehrspolizeilicher Sicht ergeben sich hinsicht-
lich der 13. Änderung des FNP 2020 DS keine Beden-
ken.  
Es muss jedoch generell gewährleistet sein, dass 
durch die Aufstellung der Module jegliche Blendeinwir-
kung auf den öffentlichen Verkehrsraum ausgeschlos-
sen ist. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung. 
Blendwirkungen auf öffentliche Stra-
ßen können aufgrund der Lage der 
Solarparks ausgeschlossen werden  
 

 
11 

 
LNV Arbeitskreis Schwarzwald-Baar  
Keine Stellungnahme  
 

 

 
12 

 
NABU Baden-Württemberg 
Keine Stellungnahme  
 

 

 
13 

 
BUND Geschäftsstelle 
Keine Stellungnahme  
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14 

 
Fürstlich Fürstenbergische Forstverwaltung 
Keine Stellungnahme  
 

 

 
15 

 
Naturenergie Netze 17.07.2024 
 
Gegen die 13. Änderung des Flächennutzungsplanes 
2020 für die Bereiche ‘‘Solaranlage Waldhausen‘‘ 
und ‘‘Solarpark Agri-Photovoltaik Eichenhof‘‘ ha-
ben wir keine Einwände. 
Jedoch sind wir in beiden Baugebieten nicht der Sys-
tembetreiber. 
Auf dem Baugebiet in Waldhausen befindet sich un-
sere 20-kV-Ltg. Bräunlingen - Löffingen 16030000. 
Diese wird weiterhin benötigt. 
Eine entsprechende Planauskunft erhalten Sie online 
über folgenden Link: 
https://planservice.regiodata-service.de. 
Bitte nehmen Sie vor Baubeginn Kontakt auf mit unse-
rem Betriebsstützpunkt in Donaueschingen. 
Ansprechpartner ist Clemens Volk. 
Sie erreichen ihn unter der Telefonnummer: 0771 / 
80012 - 809 oder per Mail an: Betrieb.Donaueschin-
gen@naturenergie-netze.de. 
Wir gehen davon aus, dass das Vorhaben so durchge-
führt wird, dass die Leitungen sowohl während der 
Durchführung des Vorhabens wie auch danach - im 
Betrieb störungsfrei weiter betrieben werden. 
 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Angaben werden in die Hinweise 
zum VEP „Solarpark Waldhausen“ 
aufgenommen. 
 
Der Weiterbetrieb der Leitungen ist 
auch während der Bauphase mög-
lich. 
 

 
16 

 
TransnetBW GmbH, 17.07.2024 
 
Wir haben Ihre Unterlagen dankend erhalten und mit 
unserer Leitungsdokumentation abgeglichen. 
Im geplanten Geltungsbereich der 13. Änderung des 
Flächennutzungsplans 2020 des GVV Donaueschin-
gen betreibt und plant die TransnetBW GmbH keine 
Höchstspannungsfreileitung. 
Daher haben wir keine Bedenken und Anmerkungen 
vorzubringen. Eine weitere Beteiligung am Verfahren 
ist nicht erforderlich. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, Zustimmung 
 

 
17 

 
Energieversorgung Südbaar 
Keine Stellungnahme  
 

 

 
18 

 
Regionalverband Schwarzwald-Baar-Heuberg,  
Keine Stellungnahme 

 
 

https://planservice.regiodata-service.de/
mailto:Betrieb.Donaueschingen@naturenergie-netze.de
mailto:Betrieb.Donaueschingen@naturenergie-netze.de
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19 

 
Polizeipräsidium Konstanz, Führungs- und Ein-
satzstab,  
Keine Stellungnahme 
 

 
 

 
20 

 
Regierungspräsidium Freiburg,  
Referat 21 - Raumordnung, Baurecht, Denkmal-
schutz, 
 
Wir verweisen hierzu auf unsere Stellungnahme vom 
05.01.2024.  
Wie dort ausgeführt, bestehen – sofern die Verträglich-
keit des Vorhabens mit dem Schutzziel des betroffe-
nen Vogelschutzgebietes Baar gesichert ist - keine 
raumordnerischen Bedenken gegen die vorliegende 
Planung. 
Ebenso werden von Referat 47.2 Bauleitplanung/An-
baurecht keine Bedenken vorgebracht. 
 
Die Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Kli-
maschutz verweist auf ihre Ausführungen in ihrem 
Schreiben vom 17.11.2023. Das Vorhaben ist unter 
Klimaschutzgesichtspunkten zu befürworten. 
Es wird gebeten, die Stabsstelle Energiewende, Wind-
energie und Klimaschutz (per Mail an: 
StEWK@rpf.bwl.de) über das Ergebnis des Verfah-
rens zeitnah zu informieren. 
Die Stellungnahme der höheren Forstbehörde und des 
Landesamtes für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
wird Ihnen in gesonderten Emails zugeleitet. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Zustimmung 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
21 

 
Regierungspräsidium Freiburg 
Referat 21, Stabsstelle Energiewende, Windener-
gie und Klimaschutz, 22.08.2024 
 
Die Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Kli-
maschutz verweist auf ihre Ausführungen in ihrem 
Schreiben vom 17.11.2023. Das Vorhaben ist unter 
Klimaschutzgesichtspunkten zu befürworten. 
Es wird gebeten, die Stabsstelle Energiewende, Wind-
energie und Klimaschutz (per Mail an: 
StEWK@rpf.bwl.de) über das Ergebnis des Verfah-
rens zeitnah zu informieren. 
 
Das Schreiben vom 17.11.2023 hatte folgenden 
Wortlaut: 
 
Wir bedanken uns für die Beteiligung. Zu den Belan-
gen des Klimaschutzes im Zusammenhang mit den 
o.g. Planungen wird wie folgt Stellung genommen: 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, Zustimmung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mailto:StEWK@rpf.bwl.de
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(1) Unter Berücksichtigung der internationalen, euro-
päischen und nationalen Klimaschutzziele und -maß-
nahmen sollen die Treibhausgasemissionen in Baden-
Württemberg gemäß § 10 Klimaschutz- und Klimawan-
delanpassungsgesetz Baden-Württemberg (KlimaG 
BW) bis zum Jahr 2030 um mindestens 65 Prozent ge-
genüber dem Stand von 1990 reduziert werden. Bis 
zum Jahr 2040 wird die Netto-Treibhausgasneutralität 
angestrebt. 
Der Sektor Energiewirtschaft muss hierzu nach § 10 
Absatz 2 KlimaG BW einen Beitrag von 75 Prozent im 
Vergleich zu den Treibhausgasemissionen des Jahres 
1990 leisten. 
 
(2) Für eine nachhaltige Energieerzeugung und die Er-
reichung der baden-württembergischen Klimaschutz-
ziele ist ein rasanter Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien dringend und zeitnah erforderlich. Die Lücke zwi-
schen der voraussichtlich in Zukunft benötigten Strom-
menge und der mit der heute installierten Leistung von 
Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Ener-
gien erzielbaren Strommenge ist so groß, dass jede 
neue Anlage benötigt wird, um diese Lücke zu verklei-
nern. Bezogen auf die Potenziale in Baden-Württem-
berg kommt dabei dem Ausbau der Stromerzeugung 
durch Photovoltaikanlagen neben dem Ausbau der 
Windkraft eine Schlüsselrolle zu. Der Großteil soll da-
bei durch Photovoltaikanlagen an Gebäuden erzeugt 
werden. Freiflächenanlagen spielen jedoch eine wich-
tige ergänzende Rolle.  
 
(3) Im Rahmen der Abwägung hat der Gemeinderat die 
Förderfähigkeit nach dem EEG zu berücksichtigen. 
Hier handelt es sich zwar um keine Voraussetzung für 
die Aufstellung des Bebauungsplans, die Förderung ist 
aber als Belang, der für den konkreten Standort 
spricht, im Rahmen der Abwägung zu beachten.  
Das EEG sieht als Standorte für Solarparks im We-
sentlichen Konversionsflächen und Seitenrandstreifen 
entlang von Autobahnen und Schienenwegen vor. Mit 
der Freiflächenöffnungsverordnung (FFÖ-VO) hat Ba-
den-Württemberg von der Länderöffnungsklausel auf 
Grundlage des Erneuerbare-Energien-Gesetz Ge-
brauch gemacht und Flächen auf Acker- und Grünland 
in benachteiligten landwirtschaftlichen Gebieten geöff-
net. 
Auch Agri-PV-Anlagen sind unter den Voraussetzun-
gen des § 48 Absatz 1 Nr. 5 förderfähig. Hierfür muss 
nach den Festsetzungen der Bundesnetzagentur die 
Anlage der DIN SPEC 91434 entsprechen.  
 
(4) Bei Abwägungsentscheidungen ist zudem zu be-
achten, dass der Ausbau der erneuerbaren Energien, 
insbesondere der Solarenergie, nach § 2 Erneuerbare‐

 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, Zustimmung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Energien‐Gesetz (EEG) sowie nach § 22 Nummer 2 
KlimaG BW im überragenden öffentlichen Interesse 
liegt und bis zum Erreichen der Treibhausgasneutrali-
tät als vorrangiger Belang in die Schutzgüterabwägung 
einzustellen ist. Durch diese gesetzliche Festlegung 
werden Vorhaben im Bereich der erneuerbaren Ener-
gien in der Abwägung mit anderen Schutzgütern ent-
sprechend ihrer Bedeutung für das Erreichen des Lan-
desklimaschutzziels höher gewichtet und ihnen wird in 
der Regel ein Vorrang eingeräumt, wobei die Um-
stände des Einzelfalls in den Abwägungs- und Ermes-
sensentscheidungen zu berücksichtigen sind. Andere 
Belange (Landschaftsbild, Landwirtschaft, …), die der 
Ausweisung der Freiflächen-Photovoltaikanlage ent-
gegenstehen, können daher nur noch in atypischen 
Ausnahmefällen überwiegen. 
 
(5) Mit der vorliegenden Änderung des Flächennut-
zungsplans möchte die Gemeinde Donaueschingen 
auf zwei Flächen von einmal 17,03 ha und einmal 
21,71 ha eine Sonderbaufläche „Solarpark“ festsetzen. 
Gemeinsam mit dem in Aufstellung befindlichen Be-
bauungsplänen „Solarpark Waldhausen“ und „Solar-
park Agri-PV Eichenhof“ setzt das gegenständliche 
Verfahren damit die bauplanungsrechtlichen Voraus-
setzungen für die Errichtung von FFPV-Anlagen mit ei-
ner Leistung von 14,5 MWp für den „Solarpark Wald-
hausen“ und einen Jahresenergieertrag von 8.200 
MWh/Jahr für den „Solarpark Agri-PV Eichenhof“. 
Für die Standorte spricht, dass sich beide Sonderbau-
flächen im sog. benachteiligten Gebiet nach EEG und 
FFÖ-VO befinden und in unmittelbarer Nähe von Frei-
leitungen liegen, die sich zur Einspeisung des produ-
zierten Stroms eignen. 
Die Planung trägt zum notwendigen Ausbaupfad bei 
und ist unter Klimaschutzgesichtspunkten zu befürwor-
ten. 
 
Wir regen zudem an, auf die Voraussetzungen der DIN 
SPEC 91434  als Anforderung für die zu errichtende 
Agri-PV-Anlage in der Begründung zu verweisen. 
 
Es wird gebeten, die Stabsstelle Energiewende, Wind-
energie und Klimaschutz (per Mail an: 
StEWK@rpf.bwl.de) über das Ergebnis des Verfah-
rens zeitnah zu informieren. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Auf die DIN SPEC 91434:2021-05 
„Agri-Photovoltaik-Anlagen - Anfor-
derungen an die landwirtschaftliche 
Hauptnutzung“ wird hingewiesen.  
 
 
Zustimmung 
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Regierungspräsidium Freiburg 
Referate 52 - 56 Gewässer, Boden, Störfall, Abfall 
Keine Stellungnahme  
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Regierungspräsidium Freiburg 
Abteilung 8 – Forstdirektion, 11.07.2024 
(Thomas Scheufler) 
 
Vorhaben  
Anlass der 13. Änderung des Flächennutzungsplans 
des GVV Donaueschingen ist die Ausweisung von 
zwei Sondergebiete für die Solarenergienutzung (So-
larparks). In Parallelverfahren werden hierfür zwei Be-
bauungspläne aufgestellt.  
Der Geltungsbereich der Änderung für das Sonderge-
biet „Solarpark Waldhausen“ hat eine Größe von ca. 
17,03 ha und liegt etwa in einem Abstand 1.100 m Luft-
linie südlich des Ortsrandes des Stadtteils Waldhau-
sen. Die Fläche ist weitgehend von Wald umgeben und 
wird landwirtschaftlich genutzt.  
 
Der Geltungsbereich der Änderung für das Sonderge-
biet „Solarpark Agri-Photovoltaik Eichenhof“ hat eine 
Größe von ca. 21,71 ha“ und liegt etwa in einem Ab-
stand von 800 m Luftlinie südlich des Ortsrandes von 
Bräunlingen und ca. 310 m östlich der Kreisstraße 
5739. Die Fläche wird ebenfalls landwirtschaftlich ge-
nutzt. 
 
Forstfachliche Stellungnahme  
In beiden Planungsbereichen wird kein Wald im Sinne 
des § 2 LWaldG unmittelbar in Anspruch genommen 
bzw. überplant. Gegenüber der 13. Änderung des Flä-
chennutzungsplans bestehen somit keine grundsätzli-
chen Bedenken.  
 
Wir möchten jedoch bereits jetzt darauf hinweisen, 
dass der Geltungsbereich der Solaranlage Waldhau-
sen auf mehreren Seiten an Waldflächen angrenzt. 
PV-Anlagen fallen zwar nicht unter die gesetzliche 
Waldabstandsvorschrift, die sich aus § 4 Abs. 3 LBO 
vorrangig für Gebäude und bauliche Anlagen mit Feu-
erstätten ergibt, dennoch weisen wir ausdrücklich da-
rauf hin, dass durch die unmittelbare Nähe der PV-An-
lage zum Wald kurz-/mittelfristig erhebliche Gefahren-
situationen und/oder Waldbewirtschaftungseinschrän-
kungen gegeben sind. Hierbei handelt es sich um fol-
gende Aspekte:  
 

 Durch den Klimawandel wird mit einer weiteren Zu-
nahme der Intensität von Extremwetterereignissen (u. 
a. Dürren und Stürmen) gerechnet. Diese können ei-
nen erheblichen Einfluss auf Wälder haben. Das Risiko 
von Sturmwurf/-bruch, aber auch vom Herabfallen ein-
zelner, auch starker, Äste wird aller Voraussicht nach 
erheblich zunehmen – und zwar unabhängig von der 
Himmelsrichtung. Im Umkehrschluss erhöht sich 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Da es sich bei der Freiflächen-Solar-
anlage nicht um bauliche Anlagen ge-
mäß des § 4 Abs. 3 LBO handelt, wird 
der dort geforderte Waldabstand von 
30 m nicht überall eingehalten, damit 
der Flächenverlust für die Anlage 
möglichst gering bleibt.  
Im Einzelnen: 
 
 
Der Waldbesitzer wird von der Scha-
densersatzpflicht vertraglich entbun-
den.  
Die Kosten für mögliche Sturmwurf-
schäden  sind vom Investor zu tra-
gen, der diese einzukalkulieren hat.  
Die Anlage liegt südlich / südöstlich 
des Waldes, also nicht in der 
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zugleich auch die Gefahr einer Beschädigung von PV-
Anlagen (inkl. Zäunung) im Einflussbereich (< 30 m) 
von Waldbeständen.  
 

 Bei einer Beschädigung von PV-Modulen durch um-
stürzende Bäume bzw. herabfallende Baumteile könn-
ten die hier verarbeiteten, ggf. schädlichen Stoffe in die 
Umwelt eingetragen werden (z. B. Boden, Grundwas-
ser). Laut einer Studie des Stuttgarter Instituts für Pho-
tovoltaik (ipv) und des Instituts für Siedlungswasser-
bau, Wassergüte und Abfallwirtschaft (Iswa) aus dem 
Jahr 2017 wurde bei Solarmodulen, deren Oberfläche 
zerstört oder gerissen ist, eine Schadstoffauswa-
schung festgestellt  
 

 Die Waldabstandsvorschrift in § 4 Abs. 3 LBO hat 
unter anderem das Ziel, Waldbrände zu vermeiden 
(bauliche Anlagen mit Feuerstätten). Durch die Pro-
duktion elektrischer Energie (u.a. Wechselrichter, Tra-
fostation) geht von Solaranlagen eine potenzielle 
Feuer- und somit Waldbrandgefahr aus (Analogie-
schluss bzgl. PV-Anlagen, welche es zum Zeitpunkt 
der Gesetzesverkündung in der aktuellen Form noch 
nicht gab). Die Brandgefahr für Waldbestände wiede-
rum nimmt, bedingt durch die im Klimawandel prog-
nostizierten anhaltenden Trockenperioden, voraus-
sichtlich weiter zu. Die Belange des vorbeugenden 
Brandschutzes des § 15 LBO sind in diesem Zusam-
menhang zu berücksichtigen. Die Zuwegungen durch 
die Waldungen und landwirtschaftlichen Feldwege 
müssen für die Feuerwehrfahrzeuge entsprechend ge-
eignet sein. Auf die mögliche Brandlast von PV-Anla-
gen wird auf die aktuelle Veröffentlichung des Fraun-
hofer Institutes verwiesen (hier: Aktuelle Fakten zur 
Photovoltaik in Deutschland, Harry Wirth, Fraunhofer 
ISE, Download von www.pv-fak-ten.de, Fassung vom 
1.5.2022).  
 

 Angrenzende Waldflächen können weitere negative 
Auswirkungen auf die Solaranlage haben. Hierzu zäh-
len insbesondere auch eventuelle wirtschaftliche Ein-
bußen aufgrund der aktuellen oder zukünftigen Be-
schattungssituation durch die angrenzenden und stetig 
wachsenden Waldbäume (v. a. im Westen des Plan-
gebiets). Diese müssen ggf. hingenommen werden. 
Seitens des Anlagenbetreibers bestehen keinerlei An-
sprüche auf Rücknahme des Waldtraufs.  
 

 Eine Unterschreitung des gesetzlichen Waldab-
stands ist für den angrenzenden Grundstücks- bzw. 
Waldeigentümer regelmäßig mit erhöhten Aufwendun-
gen bei der Waldbewirtschaftung verbunden (u. a. auf-
wendigere Holzernteverfahren inkl. Sicherungsvorkeh-
rungen, Verkehrssicherungskontrollen/-maßnahmen). 

Hauptwindrichtung, was die Wahr-
scheinlichkeit eines Schadenfalles 
mindert.  
 
Aufgrund der Videoüberwachung 
kann im Schadensfall schnell reagiert 
werden. 
Weiterhin sind die verwendeten Ma-
terialien entscheidend. Beim Bau der 
Anlage sind die folgenden, in brand-
schutztechnischer Hinsicht  relevan-
ten  Materialien vorgesehen; ….. 
(bitte ergänzen)   
 
 
 
 
 
 
Wechselrichter und Trafostationen 
werden in ausreichend großem Ab-
stand zum Waldrand angeordnet, so-
dass die Brandgefahr deutlich ver-
mindert wird. 
 
Zu ergänzen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Beschattungssituation wurde be-
reits in die Planung einbezogen. 
 
Eine Rücknahme des Waldes ist nicht 
beabsichtigt. Es wird zur Kenntnis ge-
nommen, dass dafür auch kein An-
spruch besteht.  
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Teilweise können diese die gesetzlich erforderliche 
ordnungsgemäße Waldbewirtschaftung (§§ 12 ff 
LWaldG) – einseitig – erheblich beeinträchtigen. Letz-
tere soll aber auch in der Nähe von baulichen Anlagen 
u. a. durch die Waldabstandsvorschrift gewährleistet 
werden.  
 
Werden 30 m Mindestabstand nicht eingehalten, kann 
es zu einer Beschädigung von PV-Anlagen (inkl. Zäu-
nung) kommen. Zudem würden die benachbarten 
Waldeigentümer durch voraussichtlich erhöhte Auf-
wendungen bei der nach §§ 12 ff. LWaldG durch-zu-
führenden Bewirtschaftung/Pflege der angrenzenden 
Waldflächen einseitig benachteiligt. Diese können 
durch die Einhaltung eines Waldabstands von 30 m 
vermieden werden.  
 
Vorsorglich weisen wir ebenfalls darauf hin, dass sei-
tens des Anlagenbetreibers keinerlei Ansprüche auf 
Rücknahme des Waldtraufs bestehen. Gegebenen-
falls negative Auswirkungen des angrenzenden Wald-
bestandes auf die Solaranlage sind hinzunehmen. 
Hierzu zählen auch eventuelle wirtschaftliche Einbu-
ßen aufgrund der aktuellen oder zukünftigen Beschat-
tungssituation durch die angrenzenden und stetig 
wachsen-den Waldbäume. In diesem Zusammenhang 
wird klargestellt, dass eine (nachträgliche) Waldum-
wandlungsgenehmigung ausdrücklich nicht in Aussicht 
gestellt werden kann. 
 
Vor diesem Hintergrund wird seitens der Höheren 
Forstbehörde darauf hingewiesen, zu den geplanten 
PV-Anlagen einen Waldabstand von mindestens 30 m 
einzuhalten ist. Wir empfehlen eine Ausweisung der 
Waldabstandsflächen als Grünflächen im Flächennut-
zungsplan.  
Die Untere Forstbehörde beim Landratsamt Schwarz-
wald-Baar-Kreis erhält Nachricht von diesem Schrei-
ben.  
 

 
 
Die notwendigen Flächen für die 
Holzwirtschaft bleiben erhalten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
Aufgrund der o.g. Abwägung soll an 
den vorgesehenen Abstanden im 
Sinne einer optimalen Flächenaus-
nutzung zur Energiegewinnung fest-
gehalten werden.  
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Regierungspräsidium Freiburg 
Abteilung 9 - Landesamt f. Geologie, Rohstoffe, 
31.07.2024 

Unter Verweis auf unsere weiterhin gültige Stellung-
nahme mit dem Aktenzeichen 2511//23-04746 vom 
20.11.2023 sind von unserer Seite zum offengelegten 
Planvorhaben keine weiteren Hinweise oder Anregun-
gen vorzubringen. 
 
Allgemeine Hinweise 
Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geolo-
gie-Daten nach Geologiedatengesetz (GeolDG) 
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Für geologische Untersuchungen und die daraus ge-
wonnenen Daten besteht nach den Bestimmungen 
des Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine Übermitt-
lungspflicht gegenüber dem LGRB. Weitere Informatio-
nen hierzu stehen Ihnen im LGRBanzeigeportal zur Ver-
fügung. 
Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet  
Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie wei-
tere raumbezogene Informationen können fachübergrei-
fend und maßstabsabhängig der LGRBhomepage ent-
nommen werden. Bitte nutzen Sie hierzu auch den 
LGRB-Kartenviewer sowie LGRBwissen.  
Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Katas-
ter. 
Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für 
Planungsträger.   
 
Die Stellungnahme vom 20.11.2023 lautete 
A Allgemeine Angaben 
13. Änderung des Flächennutzungsplanes 2020 für die Bereiche 
"Solarpark Waldhausen", Waldhausen und "Solarpark Agri-Photo-
voltaik Eichenhof", Gemeinde Bräunlingen, Teilort Waldhausen, 
Schwarzwald-Baar-Kreis (TK 25: 8016 Donaueschingen, 8017 
Geisingen) 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB 
 
B Stellungnahme  
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftli-
che und bergbehördliche Belange äußert sich das Landesamt für 
Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) auf der Grundlage der 
ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse 
zum Planungsvorhaben 
 
Geotechnik  
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können unter 
http://maps.lgrb-bw.de/ abgerufen werden.  
Ingenieurgeologische Belange werden im Rahmen der Anhörung 
zu konkreten Planungen (z. B. Bebauungspläne) beurteilt, wenn 
Art und Umfang der Eingriffe in den Untergrund näher bekannt 
sind. Eine Gefahrenhinweiskarte (insbesondere bezüglich eventu-
eller Massenbewegungen und Verkarstungsstrukturen) kann, nach 
vorheriger – für Kommunen und alle übrigen Träger öffentlicher 
Belange gebührenfreier – Registrierung, unter http://geogefah-
ren.lgrb-bw.de/ abgerufen werden.  
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens hat das LGRB mit 
Schreiben vom 16.11.2023 (Az. 2511//23-04715) zum Planungs-
bereich folgende ingenieurgeologische Stellungnahme abgege-
ben:  
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, empfiehlt 
das LGRB andernfalls die Übernahme der folgenden geotechni-
schen Hinweise in den Bebauungsplan:  
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhan-
denen Geodaten im Ausstrichbereich von Gesteinen des Oberen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Angaben werden in die Hinweise 
zum VEP aufgenommen. 
 
 
 
Die Abwägung lautete:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 

https://anzeigeportal.lgrb-bw.de/
https://www.lgrb-bw.de/
https://maps.lgrb-bw.de/
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/
https://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_geotope
https://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_geotope
https://www.lgrb-bw.de/download_pool/2022_06_rpf_lgrb_merkblatt_toeb_stellungnahmen.pdf
https://www.lgrb-bw.de/download_pool/2022_06_rpf_lgrb_merkblatt_toeb_stellungnahmen.pdf


GVV Donaueschingen   
13. Änderung des FNP 2020 („Solarpark Waldhausen“ und „Solarpark Agri–PV Eichenhof“) 
Vorlage zur Sitzung der Verbandsversammlung am 28.11.2024 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen TÖB aus der Offenlage nach § 3 Abs. 2 BauGB   
(15.07. - 26.08.2024) mit Abwägungsempfehlungen 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Behörde, Stellungnahme 
 

 
Abwägungsempfehlung 

 

Seite 34 von 36 

 

Muschelkalks (inkl. Trigonodusdolomit). Diese werden örtlich von 
quartären Lockergesteinen (holozäne Abschwemmmassen) mit im 
Detail nicht bekannter Mächtigkeit überlagert.  
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrock-
nung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-
schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen.  
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, 
Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschließen. Nach Auswertung 
des digitalen Geländemodells befinden sich innerhalb des Plange-
biets Verkarstungsstrukturen. Sollte eine Versickerung der anfal-
lenden Oberflächen-wässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich zu-
lässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen 
und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologi-
schen Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr 
der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von Versicke-
rungseinrichtungen auf ausreichenden Abstand zu Fundamenten 
zu achten. Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der wei-
teren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Bau-
grundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit 
des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensiche-
rung, bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. of-
fenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene Bau-
grunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 
durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. Eine Zulässigkeit der 
geplanten Nutzung vorausgesetzt, empfiehlt das LGRB andernfalls 
die Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise in den Be-
bauungsplan: 2 Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der 
am LGRB vorhandenen Geodaten im Ausstrichbereich von Gestei-
nen des Oberen Muschelkalks (inkl. Trigonodusdolomit). Diese 
werden örtlich von quartären Lockergesteinen (holozäne Ab-
schwemmmassen) mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit über-
lagert. Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei 
Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des toni-
gen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen. Ver-
karstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohl-
räume, Dolinen) sind nicht auszuschließen. Nach Auswertung des 
digitalen Geländemodells befinden sich innerhalb des Plangebiets 
Verkarstungsstrukturen. Sollte eine Versickerung der anfallenden 
Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig 
sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und 
im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen 
Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr der Aus-
spülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von Versickerungsein-
richtungen auf ausreichenden Abstand zu Fundamenten zu ach-
ten.  
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Pla-
nungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundauf-
bau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Grün-
dungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei 
Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. 
lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene Baugrunduntersu-
chungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates 
Ingenieurbüro empfohlen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Angaben und Hinweise werden im Bebau-
ungsplanverfahren beachtet. 
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Boden  
Die lokalen bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der 
Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) können unter https://maps.lgrb-bw.de/ in Form der 
BK50 abgerufen werden. 
Generell ist bei Planungsvorhaben entsprechend § 2 Abs. 1 Lan-
des-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) auf den 
sparsamen und schonenden Umgang mit Boden zu achten. Dies 
beinhaltet u. a. die bevorzugte Inanspruchnahme von weniger 
wertvollen Böden. Ergänzend dazu sollten Moore und Anmoore (u. 
a. als klimarelevante Kohlenstoffspeicher) sowie andere Böden mit 
besonderer Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte 
(vgl. LGRBwissen, Bodenbewertung – Archivfunktion, https://lgrb-
wissen.lgrb-bw.de) bei Planvorhaben aufgrund ihrer besonderen 
Schutzwürdigkeit möglichst nicht in Anspruch genommen werden.  
Bodenkundliche Belange werden im Rahmen der Anhörung zu 
konkreten Planungen, wie z. B. Bebauungspläne, beurteilt, wenn 
Informationen zu Art und Umfang der Eingriffe vorliegen.  
 
Mineralische Rohstoffe  
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine 
Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzubringen.  
 
Grundwasser  
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des 
LGRB als Träger öffentlicher Belange von Seiten der Landeshyd-
rogeologie und -geothermie (Referat 94) keine fachtechnische Prü-
fung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt.  
Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologisches Übersichtsgut-
achten, Detailgutachten oder hydrogeologischer Bericht vorliegt, 
liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich 
des gutachtenden Ingenieurbüros.  
Auf die Lage der Plangebiete in Schutzzone IIIB des festgesetzten 
Wasserschutzgebietes „WSG GUTTERQUELLE DONAUE-
SCHINGEN“ (LUBW Nr.: 326-077) sowie in Schutzzone III des 
festgesetzten Wasserschutzgebietes „WSG NAGELDOBEL 
BRÄUNLINGEN“ (LUBW Nr.: 326-080) wird hingewiesen.  
Aus hydrogeologischer Sicht wird seitens des LGRB bei der Pla-
nung von Photovoltaikanlagen allgemein darauf hingewiesen, dass 
zu prüfen ist, ob durch die Eingriffe in den Untergrund (Bau der 
Fundamente, Anlage der Kabeltrassen, Schaffung von Zufahrten 
zu den Standorten) die Schutzfunktion der Grundwasserüberde-
ckung beeinträchtigt wird. Zudem wird darauf hingewiesen, dass 
beim Bau und Betrieb von Photovoltaikanlagen wassergefähr-
dende Stoffe (z.B.: Hydrauliköl, Schmieröl, Schmierfett, Transfor-
matoröl) eingesetzt werden und deshalb für konkrete Standorte si-
cherzustellen ist, dass es hier-durch nicht zu einer nachteiligen 
Veränderung der Grundwasserqualität und -quantität kommt.  
Im Planbereich findet derzeit keine Bearbeitung des LGRB zu hyd-
rogeologischen Themen statt. 
 
Bergbau  
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
Die Betroffenheit der WSG ist in den Umwelt-
berichten dargestellt und bewertet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird beachtet 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 



GVV Donaueschingen   
13. Änderung des FNP 2020 („Solarpark Waldhausen“ und „Solarpark Agri–PV Eichenhof“) 
Vorlage zur Sitzung der Verbandsversammlung am 28.11.2024 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen TÖB aus der Offenlage nach § 3 Abs. 2 BauGB   
(15.07. - 26.08.2024) mit Abwägungsempfehlungen 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Behörde, Stellungnahme 
 

 
Abwägungsempfehlung 
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Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
vorliegenden Unterlagen ist das Plangebiet nicht von Altbergbau 
oder künstlich geschaffenen Althohlräumen (bspw. Stollen, Bun-
ker, unterirdische Keller) betroffen.  
 
Geotopschutz  
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftli-
chen Naturschutzes nicht tangiert.  
 
Allgemeine Hinweise  
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem be-
stehenden Geologischen Kartenwerk, eine Übersicht über die am 
LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage des LGRB 
(https://www.lgrb-bw.de) entnommen werden.  
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches 
im Internet unter der Adresse https://lgrb-bw.de/geotourismus/ge-
otope (Anwendung LGRB-Mapsever Geotop- Kataster) abgerufen 
werden kann.  
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hierauf wird im Bebauungsplan hingewiesen.  
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Stadtverwaltung Blumberg   
17.07.2024 

Von unserer Seite gibt es keine Einwände 

 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 
 
Bearbeiter im Auftrag des Gemeindeverwaltungsverbandes Donaueschingen 
 
Datum: 30.10.2024 
Planungsbüro Dipl.-Ing. Ulrich Ruppel, Waldkirch 
Büro Arcus, Hildegard Körner, Bräunlingen 

 


